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Der Heimatdienſt 


Deutſchland und Frankreich 


Don Staatsſekretär 3. D. Frhr. v. Rheinbaben. 


Die deutſche Außenpolitik ſteht in dieſem Frühjahr vor drei 
großen und ſchweren Aufgaben: Abrüſtung, Reparatio⸗ 
nen, Wirtſchaftspolitik gegenüber den Donau⸗ 
ländern. Alle drei Probleme haben gleichermaßen die Eigenſchaft, 
daß ſie nicht gegen, ſchwerlich ohne, im weſentlichen nur mit 
Frankreich fo gelöſt werden können, daß ein wirklicher Um- 
ſchwung in der Lage eintritt und eine neue Grundlage für 
die europäiſche Politik und Wirtſchaft, darüber hinaus aber auch in 
Weltpolitik und Weltwirtſchaft geſchaffen wird. So richtig es iſt, 
daß gerade die franzöſiſche Politik ſeit 1918 Deutſchland bei weitem 
am meiſten geſchadet und bei weitem am meiſten zu dem traurigen 
Suſtand beigetragen hat, in dem fih nicht nur Deutſchland, ſondern 
ein großer Teil der Welt heute befindet, ſo falſch iſt die Behauptung, 
durch Abwendung von Kampf und Auseinanderſetzungen mit 
Frankreich könne Deutſchland ſeine Lage beſſern. Mindeſtens ebenſo 
falſch iſt jene andere Meinung, als könne durch äußerliche Geſten 
und oberflächliche Anbiederungen das ſekuläre Problem des deutſch⸗ 
franzöſiſchen Antagonismus bewältigt und überwunden werden. 
Kichtig allein erſcheint ein Kurs, der trotz aller Enttäuſchungen der 
jüngſten Vergangenheit erneut den Verſuch macht, unter ſelbſtver⸗ 
ſtändlicher Ausnutzung der tiefgreifenden Veränderungen der Welt⸗ 
lage ſeit 1919, in möglichſter Anlehnung an gleichgerichtete Ten⸗ 
denzen in England, Italien und Amerika die deutſch⸗ 
franzöſiſchen Beziehungen durch endliche Liquidation des Weltkrieges 
auf einen normalen Zuftand zu bringen. Heute find fie noch 
immer weit davon entfernt, und ohne entſcheidende politiſche 
Handlungen wird ſich ſicherlich ein Umſchwung etwa aus Zeitablauf 
oder dem verblaßten Zaubermittel von Wirtſchaftskommiſſionen und 
Kartellen nicht einſtellen. So tief find trotz Locarno, trotz Völker⸗ 
bund, trotz ernſthafteſter Anſtrengungen hüben und drüben die 
Gegenſätze zwiſchen Deutſchland und Frankreich wieder geworden, 
daß der erneute Verſuch einer die Geſamtheit der Fragen an= 
packenden grundlegenden Auseinanderſetzung von 
vornherein hoffnungslos wäre, wenn nicht auch Frank ⸗ 
reich ſelbſt die Wirtſchafts⸗ und Finanzkriſe mehr und mehr am 
eigenen Leibe fühlte und wenn nicht die Gefahr der ihm höchſt un⸗ 
erwünſchten Iſolierung in immerhin greifbare Nähe gerückt wäre. 
Mühſam genug hat ſich die Erkenntnis Bahn gebrochen, daß, ſo 
ſehr auch der Weltkrieg ſelbſt die Weltwirtſchaft aus den Fugen 
geworfen hat, es doch bei größerer Einſicht und beſſerem Willen auf 
ſeiten der Siegermächte und hier wiederum beſonders auf ſeiten 
Frankreichs ſchon längſt möglich geweſen wäre, der Welt neue Wege 
zum Aufbau und wirklicher praktiſcher Zuſammenarbeit zu weiſen. 
Genug davon! In dieſer der praktiſchen Arbeit und Geſtaltung deut⸗ 
ſcher Außenpolitik in dieſem Schickſalsjahr gewidmeten Abhandlung 
ſoll der Grundgedanke der ſein, daß auf den obengenannten drei 
Gebieten, ob die Nächſtbeteiligten wollen oder nicht, wichtigſte Ent⸗ 
ſcheidungen heranſtehen, denen ganz einfach nicht ausgewichen 
werden kann. Wie ſehen dieſe aus und welches ſind Deutſchlands 

iele d 
= Der bisherige Verlauf der Abrüſtungskonferenz hat 
weiteſte Kreiſe in Deutſchland ehrlich enttäuſcht. Trotz allem, was 
ſeit Jahren über die dringende Notwendigkeit einer wirklichen und 
praktiſchen Herabſetzung der Rüſtungen in Tauſenden und aber 
Tauſenden von Manifeſtationen in der ganzen Welt geſagt und 
geſchrieben worden war, ließ ſich der erſte Teil der Konferenz nicht 
gerade ſehr günſtig an. Die erwarteten großen Reden wurden ge⸗ 
halten, ein großes Tableau der in ihnen aufgeſtellten Forderungen 
angefertigt, aber die ernſthafte Arbeit wollte nicht vorwärts kommen. 
Objektiv wird man als deutſcher Teilnehmer an dieſer Konferenz 
feſtſtellen müſſen, daß ſie natürlicherweiſe in ihren großen und 
kleinen Kommiſſionen, in ihren Dorftänden, Büros und Bericht⸗ 
erſtattern, in ihren unendlich komplizierten inneren Tendenzen und 
Strömungen ein außerordentlich ſchwerfälliges Gebilde darſtellt, das 
nicht ſo leicht in beſtimmter Richtung in Gang zu bringen iſt. Dies 
war ja dann nach der Oſterpauſe der Grund für den amerifa- 
niſchen Dorftoß, der mit Hilfe Englands und Italiens trotz 

der Gegenwehr Frankreichs und ſeiner engeren Freunde ſchließlich 
zu der beſtimmten Orientierung führte, die modernen Angriffs- 
waffen als eine beſondere Kategorie von Waffen (Grundſatz des 
„Désarmement qualitatif“) zu erklären und zu verſuchen, vor⸗ 
nehmlich und zuerſt in ihrem Bereich Abrüſtungsmaßnahmen zu 
verwirklichen. 
allgemeinen Verbotes der uns ſelbſt verbotenen Waffen in dieſer 
Aktion neben die angelſächſiſchen Mächte und Italien geſtellt. Sie 
hat die von dieſen Mächten vorgeſchlagenen Abrüſtungsmaßnahmen 
ausdrücklich als in der Richtung der eigenen Forderungen liegend 
begrüßt und wird in den kommenden Unterſuchungen und Aus- 
einanderſetzungen mit allem Nachdruck die allgemeine Ab- 
ſchaffung dieſer Deutſchland verbotenen Waffen betreiben, denn ihr 
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Verbot erfolgte in Verſailles ausdrücklich mit der Begründung, daß 
hierdurch ein künftiger „Angriff“ Deutſchlands unmöglich gemacht 
werden ſollte. Frankreichs Theſe läuft in ganz anderer Richtung. 
Es will und kann fih der allgemeinen Strömung nach Sonder- 
behandlung der Angriffswaffen zu Lande, zu Waſſer und in 
der Luft nicht länger entziehen, aber mit größtem Ernſt verteidigt 
es die Theſe, dieſe Waffen nicht abzuſchaffen, ſondern ſie (unter 
Belaſſung auf nationalem Boden!) dem Völkerbund entweder direkt 
oder mittels der Schaffung einer internationalen Armee zur Der- 
fügung zu ſtellen. Schon die erſten Auseinanderſetzungen haben 
gezeigt, daß es unter den Großmächten mit dieſem Vorſchlag 
allein ſteht und daß auch eine Mehrheit mittlerer und kleiner 
Staaten dem Vorſchlag ganz oder größtenteils ablehend gegenüber⸗ 
tritt. Hierzu kommt der zweite Teil der deutſchen Abrüſtungs⸗ 
forderung, die Gleich berechtigung. Im Gegenſatz zu Eng- 
land, Amerika und Italien — um nur Großmächte zu nennen — lehnt 
die franzöſiſche Politik bisher auch dieſen deutſchen Anſpruch ab und 
ift ſomit in Verweigerung von Abrüſtung und Zulaſſung Deutſch⸗ 
lands zur Zeichnung einer für alle gültigen Abrüſtungskonvention 
nach gleichem Typ und gleichen Methoden der Waffen unter Fort- 
fall des Teiles V des Vorſailler Vertrages fo recht der eigentliche 
Gegenſpieler Deutſchlands in Genf. 

Nicht viel anders ſteht es um den deutſch⸗franzöſiſchen Gegenſatz 
im ſterbenden Reparationsproblem. Schon hat der eng⸗ 
liſche Schatzkanzler es für richtig gehalten, in das kürzlich vorgelegte 
Budget weder deutſche Reparationszahlungen noch Schuldenzahlun⸗ 


gen Englands an die Vereinigten Staaten mehr einzuſetzen. Formell 


ſoll vor irgendwelcher Einſetzung von Ziffern die Entſcheidung der 
Mitte Juni zuſammentretenden Lauſanner Konferenz abgewartet 
werden, praktiſch rechnet England nicht mehr mit deutſchen Jah- 
lungen und bereitet die amerikaniſche Öffentlichkeit auf Einſtellung 
der interalliierten Schuldenzahlung vor. Gleichzeitig legen ſich im 
franzöſiſchen Wahlkampf führende Männer erneut darauf feſt, daß 
Frankreich zwar wegen der ſelbſtverſchuldeten Fahlungsunfähigkeit 
Deutſchlands für eine gewiſſe Zeit auf Reparationszahlungen ver- 
zichten müſſe, daß es aber keinesfalls feinen gerechten Anſpruch 
endgültig aufzugeben gedenke. Auf der anderen Seite ſteht die Feſt⸗ 
ſtellung einer bis nahe an den Kataftrophenrand vorgetriebenen 
Finanzzerrüttung des Deutſchen Reiches und die Tatſache, daß die 
Vorbedingung zur Überwindung der deutſchen inneren Finanz⸗ und 
Wirtſchaftskriſe die völlige Loslöſung von der unerträglichen Hypothek 
künftiger Reparationszahlungen ift. Eine zunehmende Unruhe hat 
die internationale Politik darüber ergriffen, wie dieſer große Gegen⸗ 
ſatz in wenigen Wochen auf einer neuen internationalen Konferenz 
überbrückt werden ſoll. Schon iſt die Preſſe voll von Gerüchten über 
neue „Pläne“, die angeblich hinter den Kuliſſen in den Geſprächen 
der Staatsmänner erörtert werden. Wie dem auch ſei — ſicher iſt, 
daß Deutſchland nach wie vor nicht auf nutzloſe Moratorien irgend⸗ 
welcher Art, ſondern auf eine endgültige Löſung hinſteuert, 
die das Reparationsproblem als ſolches verſchwinden läßt. Ein 
großer weltpolitiſcher und Wettwirtſ cer Suſammenhang macht 
ſich hier geltend: Immer deutlicher werden trotz der be⸗ 
kannten vorſichtigen Zurückhaltung der offiziellen amerikaniſchen 
Politik die Außerungen, daß Amerika, ſeinerſeits in ſchwerer 
eigener Finanzkriſe, das Aufgeben ſeiner Forderungen an Europa 
nur dann ernſtlich erwägen würde, wenn vorher durch praktiſche 
Abrüſtungsmaßnahmen, durch politiſche und wirtſchaft⸗ 
liche Beruhigung und Zuſammenarbeit in Europa eine 
Lage geſchaffen wird, die Amerika den Verzicht lohnend genug er⸗ 
ſcheinen läßt. So ſpielt alſo das Abrüſtungsproblem deutlich in das 
Reparations- und Schuldenproblem hinüber. f 

Die dritte Aufgabe, die wirtſchaftliche Rettung der Donau- 
länder, iſt durch einen raſchen und taktiſch wenig überlegten 
Vorſtoß Tardieus zunächſt auf einen ſchiefen Weg gekommen, und 
der erſte Verſuch einer Konferenzlöfung ift geſcheitert. Er wird 
und muß wiederholt werden. Mehrere dieſer Länder ſtehen vor dem 
völligen inneren Zuſammenbruch, und es ift bei einigen mehr als 
zweifelhaft, ob er noch aufgehalten werden kann. Frankreich trägt 
auch hierfür ein großes Stück der Verantwortung. Seinen politiſchen 
Motiven entſprungenes finanzielles Engagement geht nach mehreren 
Milliarden Mark und dasjenige Englands iſt nicht viel geringer. 
Neue Kredite würden die Lage nur für kurze Zeit aufhalten, aber 
ſie würden ohne Anderung in der Wirtſchaftspolitik 
nur bedeuten, daß man gutes Geld dem ſchlechten nachwerfen würde. 
So ziemlich die ganze Welt außerhalb Frankreichs, ſoweit ſie ſich 
für dieſe Probleme intereſſiert, iſt darüber einig, daß ohne freiwillige 
und gutwillige Mitarbeit Deutſchlands und Italiens keine grund⸗ 
legende Wendung zur Beſſerung eintreten kann, ebenſo auch dar⸗ 
über, daß dieſe Wendung nicht durch unmögliche Verzichte des müh⸗ 
ſam um ſeine eigene Exiſtenz ringenden Deutſchlands und in un⸗ 
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gerechtfertigter politifcher Bevorzugung der tſchechoſlowakiſchen In⸗ 
duſtrie erzielt werden kann. Auch hier unterſcheidet ſich bisher die 
deutſche Theſe ganz weſentlich von der franzöſiſchen. Warum d 
Weil Frankreich nicht zulaſſen will, daß Deutſchland aus geogra- 
phiſchen, wirtſchaftlichen und geſchichtlichen Gründen ſeine Stellung 
im Südoſten Europas ſo ausbaut, wie dies dem natürlichen Lauf 
der Dinge, ähnlich wie vor dem Weltkriege, entſprechen würde. 
SGewiß gibt es um diefe grundſätzlichen deutſch⸗franzöſiſchen 
Differenzen herum noch manches andere, was man zur Beurteilung der 
augenblicklichen Lage anführen müßte. Aber der deutſch⸗fran⸗ 
zöſiſche Gegenſatz iſt das Kernproblem, auch ohne daß 
er in heftigen Reden und Gegenreden bisher öffentlich zum Austrag 
gebracht worden iſt. Daß es weltpolitiſch um große und entſcheidende 
Dinge geht, zeigt die Anweſenheit des amerikaniſchen Staats⸗ 
ſekretärs Stimſon, die Reife des immer noch leidenden eng- 
liſchen Miniſterpräſidenten und all das viele Hin und Her, das 
Raunen und die Gerüchte über zahloſe Miniſterbeſprechungen diefer 
Tage. Die Probleme weiten und dehnen ſich. Noch immer ſchwelt 
der oſtaſiatiſche Konflikt. Japan iſt trotz ſtimmungsmäßiger Der- 
urteilung feiner Aktion ein wichtiger Faktor in der weltpolitifchen 
Kalkulation. Amerika denkt an die offene Tür in China, an den 
Pazifiſchen Ozean, an Rußland. Rußland wiederum ſucht in Sorge 
vor dem neuerwachten japaniſchen Nationalismus Anſchluß an die 
Vereinigten Staaten. Das engliſche Weltreich ſeinerſeits ſucht ſeine 
Stellung zu halten und nach kraftvoller Überwindung innerer 
Schwächen möglichſten Einfluß auf den Geſamtablauf der Dinge 
zu nehmen. Wer will in dieſen entſcheidungsvollen Zeiten auch nur 
all die verſchiedenen Gerüchte und Tendenzmeldungen aufzählen, die 
in buntem Wechſel faſt jeden Tag erſcheinen! Aber was auch 
immer kommen möge: Frankreich iſt und bleibt der nicht zu 
übergehende Faktor eines ſtark gerüſteten, konſolidierten und an 
einer Größe hängenden Staates, der imſtande iſt, ſein Gewicht in 
jede Wagſchale zu werfen, die ihm richtig ſcheint. Noch hat es weit⸗ 
hin die Entſcheidung über den Gang des ernſten weltpolitiſchen 
Spiels in der Hand. Noch ſind die Anzeichen ſeiner Iſolierung, 
von denen vorher die Rede war, keine ſich voll auswirkende Realität. 
Noch hat es die Möglichkeit, in ſeltener Machtfülle den Dingen recht 
weitgehend den von ihm gewollten Stempel aufzudrücken. 


Während dieſe großen Entſcheidungen heranreifen, haben wir in 
Deutſchland unſere Wahlen gehabt und ſteht das franzöſiſche Volk 
im regelmäßigen Turnus vor der Neuwahl der Kammer. Erſt am 
8. Mai wird ihre Zuſammenſetzung endgültig bekannt fein, und ein 
oder zwei Wochen ſpäter wird eine neue Regierung an der Spitze 
der franzöſiſchen Geſchicke ſtehen. Weitgehend wird in dem inter⸗ 
nationalen Milieu von Genf auf diefe Zuſammenhänge Rückſicht 
genommen. Es ſteht zuviel auf dem Spiel, als daß nicht trotz ge⸗ 
wiſſen enttäuſchenden Symptomen in den Vorbeſprechungen von wih- 
tigen Großmächten die Hoffnung gehegt würde, als könne ſich der 
franzöſiſche Faktor und der franzöſiſche Wille zur Geſtaltung der 
Dinge nach Überwindung der jetzigen Unſicherheit 
doch noch in der Richtung auf Fortſchritt und Suſammen⸗ 
arbeit auswirken. Wir werden uns in Deutſchland alſo auch 
unſererſeits auf dieſe Tendenzen einſtellen und auch das abſichtliche 
Fernbleiben Tardieus von entſcheidenden Genfer Verhandlungen ent- 
ſprechend deuten müſſen. Prophezeien iſt müßig, zum mindeſten 
recht ſchwierig. Aber ſoviel läßt fih doch wohl jagen, daß es dies- 
mal, anders als früher, kein unbefriedigendes Kompromiß oder eine 
Teillöſung geben kann. Wie die Dinge ſtehen, wäre es in der Tat 
für Deutſchland beffer, keine Löſung, d. h. lieber einen Swiſchen⸗ 
zuſtand im Rüſtungsproblem und einen praktiſch vertragsloſen gu- 
ſtand hinſichtlich der Reparationen zu haben, als nochmals Verträge 
zu unterſchreiben, die nicht zu halten find. Noch gibt es aber in 
Deutſchland trotz der Wirrnis unſerer Zeit eine große Mehr⸗ 
heit, die gewillt iſt, über einen Frieden in Ehren 
als Mindeftmaß nationaler Unabhängigkeit und 
Aufſtiegsmöglichkeit mit Frankreich erneut zu 
verhandeln. Er muß in wichtigen Teilen des Verſailler Ver⸗ 
trages das Alte, Unmögliche, Demütigende fallen laſſen und neuer 
Entwicklung auf neuer Grundlage Raum geben. Noch müſſen und 
können wir, gemeinſam mit anderen Großmächten, darum kämpfen, 
daß in dieſem Frühjahr, in dem nach einem kürzlichen Wort des 
Reichskanzlers Brüning deutſche Schickſalsprobleme wie in einem 
Kulminationspuntt zuſammenlaufen, die franzöſiſche 
Politik zur Erkenntnis kommt, daß es in Frankreichs Intereſſe ſelber 
liegt, den Kurs zu wechſeln! 


Deutſchlands Bezugs⸗ und Abſatzländer 1931 


Von Prof 


Der deutſche Außenhandel weiſt im Jahre 1951 einen Aus- 
fuhrüberſchuß in einer bisher noch nie dageweſenen Höhe auf: die 
Ausfuhr hat in dieſem Jahr um etwa 2,9 Milliarden RM. über 
der Einfuhr gelegen. Vergegenwärtigen wir uns, daß feit 1887 zum 
erſtenmal 1926 wieder im deutſchen 
Außenhandel eine aktive Handels- 
bilanz erzielt wurde (Ausfuhrüber- 
ſchuß 415 Millionen RM.), daß dann 
1922 und 1928 wiederum hohe 
Einfuhrüberſchüſſe (5,4 bzw. 2 Mil- 
liarden RM.) aufwieſen und 1929 
(56 Millionen RM. Aktivfaldo) den 
Umſchwung von der paſſiven zur ak⸗ 
tiven Handelsbilanz brachte. 1950 
wurde dann ein Ausfuhrüberſchuß in 
der beachtlichen Höhe von 1,8 Mil- 
liarden RM. erzielt, und im Be- 
richtsjahr konnte nach einer beiſpiel⸗ 
loſen Exportanſtrengung obengenannter 
Rekordüberſchuß herausgeholt werden. 
Dieſe Leiſtung iſt um ſo mehr zu 
würdigen, als infolge der Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe höchſt ungünſtige Doraus- 
a gegeben waren: Der Welt- 
andel weiſt in dieſem Krifenjahr 
eine ſtarke Schrumpfung auf. 

Der deutſche Außenhandel hat ſich 
in feinem Dolumen ebenfalls nicht 
auf der bisherigen Höhe halten können. 
1929 war der höchſte Umſatz mit 
27 Milliarden RM. erreicht. 1950 
ergab fih für Ein- und Ausfuhr zu- 
ei ein Beirag von 22,4 Mil- 


(400 Millionen RM Einfuhrwert 
100 Millionen AM Ausfuhrwert 


Deutschlands Kunden und lieferanten 


. Dr. Kürbs 


Rückgang der Preiſe ift fogar an der Abwärtsbewegung ſtärker be⸗ 
teiligt, als der Rückgang der Mengen. Feſtzuſtellen iſt auch, daß die 
Einfuhr ſtärker als die Ausfuhr betroffen iſt. Ergibt ſich bei der 
Einfuhr 1951 nominal gegen 1929 ein Abſinken auf etwa die Hälfte, 
fo beträgt der tatſächliche Rückgang, 
der Mengenſchwund, nur etwa 22 v. H. 
Bei der Ausfuhr ift die Derminde- 
rung noch geringer, fie ift mit 12 v. H. 
anzunehmen (1929 —= 100 geſetzt). 
Angeſichts der Schwere der De⸗ 
preſſion iſt der erzielte deutſche Ex⸗ 
port eine beachtliche Leiſtung. Die 
weltwirtſchaftskriſe laftet auf allen 
Ländern der Welt und hat eine nicht 
zu unterſchätzende Beeinträchtigung 
der Kaufkraft gezeitigt. Hinzu kommt, 
daß allenthalben der Protektionismus 
wieder auferſtanden iſt. Vorbei iſt 
die Periode der internationalen Be- 
mühungen, den Welthandel zu er- 
leichtern. Dieſe wurde durch das auf 
der Weltwirtſchaftskonferenz; ab» 
geſchloſſene Internationale Abkommen 
vom 8. November 1927 eingeleitet, 
das ja bekanntlich Verbote und Be⸗ 
ſchränkungen für die Ein- und Aus⸗ 
fuhr abſchaffen wollte. Den Höhe- 
punkt dieſer Epoche markiert die mit 
ſo großen Hoffnungen im Frühjahr 
1950 abgehaltene Follfriedenskon⸗ 
ferenz, die leider fehlſchlug und nur 
einen einjährigen Waffenſtillſtand 
brachte. Nach Ablauf dieſer Atem- 


iarden und 1951 nur noch ein ſolcher 
von 16,5 Milliarden RM. Was ſich 
in dieſem Zahlenrüdgang ſpiegelt, 
ift aber nicht allein Umfang- 
verminderung, ſondern zum bes 
trächtlichen Teil Preisſturz. Der 
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paufe mußte dann im Frühjahr 1951 
die Genfer Wirtſchaftskonferenz die 
Seftitellung treffen, daß die Be- 
mühungen zu keinem Ergebnis ge⸗ 
ührt hätten. Da ſeither die Krife 
ch immer mehr verſchärft hat, iſt es 
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nicht verwunderlich, daß die Fahl der 
Staaten, die immer neue Bemmniſſe 
der Einfuhr fremder Waren entgegen- 
ſtellen, anwächſt. Und ſo iſt die Aus⸗ 
breitung der deutſchen Warenaus fuhr 
oder auch nur ihre Behauptung im 
weſentlichen von vier Gefahrenpunkten 
bedroht, die ſich allerdings nicht alle 
urſprünglich gegen die Wareneinfuhr 
richteten. Leider aber wirken in dieſer 
Richtung auch Maßnahmen oder Er⸗ 
eigniſſe, die zunächſt anderen Beweg⸗ 
gründen entſprangen oder andere 
Urſachen hatten. Hierzu rechnen das 
Abweichen vom Goldſtandard i in Groß- 
britannien und einigen nordiſchen 
Staaten, die Einführung einer De- 
viſenbewirtſchaftung in anderen Staa- 
ten. Unmittelbar gegen die Einfuhr 
ausländiſcher Waren richten ſich da⸗ 
gegen die direkten Hollerhöhungen in 
einer ganzen Reihe von Ländern, die 
für die deutſche Ausfuhr von Be⸗ 
deutung ſind, ferner die nicht mehr 
ſeltenen Einfuhrverbote oder doch 
Einfuhrkontingentierungen für wich⸗ 
tige Exportwaren, wie ſie beiſpiels⸗ 
weiſe Frankreich und Belgien (ſo für 
Kohlen) handhaben oder doch beab- 
ſichtigen. 

Eine ſolch ſchwierige Situation 
erfordert erhöhte handelspolitiſche 
Aktivität. Es iſt ohne Zweifel, daß 
die deutſche Handelspolitik die kriti⸗ 
ſche Entwicklung mit größter Auf⸗ 
merkſamkeit verfolgt, und es iſt zu 
hoffen, daß ſie die der jeweiligen Lage 
adäquate Löſung finden wird. Er⸗ 
freulicherweiſe iſt es bisher gelungen, 
durch Abſchluß von Handelsverträgen 
mit den meiſten wichtigen Ländern 
auf Grund der Meiſtbegünſtigung die 
Dorausfegung für Exportmöglichkeiten 
zu ſchaffen; nur ſo erklärt ſich, daß 
ſich der Export ſo verhältnismäßig 
gut behauptet hat. Das Einfügen des 
Präferenzſyſtems in einige Handelsverträge (Rumänien, Ungarn) 
und der Anfang März 1952 beſchloſſene „Obertarif“, d. h. eines 
Generaltarifs, hauptſächlich als Kampfmittel für Verhandlungen 
gedacht, beweiſen, daß die deutſche handelspolitiſche Leitung ſich 
auch veränderten Situationen anzupaſſen vermag. 


Der deutſche Außenhandel nach Wirtſchafts⸗ 
gebieten. 


Einfuhr | Ausfuhr 
1931 | 1930 1931 1930 


in Millionen Reichsmark 


6580629 
durchschnitt. 


Frankreich 


Tschechoslow. 
Schweiz. 
Belgien 
J+alien 

Dänemark [23,5% 


Schweden f 
Österreich f 


Polen 


ua 1 
Übr. amerikaE 


Asien 38,8% 
Afrika u. 
Australien 


Einfuhr | Ausfuhr 


Wirtſchaftsgebiete 


i. v. H. d. rein. Warenverkehrs 


Europa insgeſ. 3764 5825 7778 9377 [56,0 | 56,0 | 81,0 77,9 
darunter: 

Wefteuropa ..... 1130 1647 3157 11 16,9 | 15,8] 26,9 | 26,2 
Nordeuropa 406 711 1187 [| 6,0 6,9 10,1 9,9 
Niederlande. 384 561 1206 5,7 5,4 10,0 10,0 
Oſteuropa 565 943 1059 [ 8,4 9,1 12,0 88 
Südeuropa 604 862 9,0 8.3 11,0 11,4 
Südofteuropa .... 674 1101 10,0 | 10,6 | 11,0 | 11,6 
Außereuropa . |2964| 4568 44,0 | 44,0 | 19,0 | 22,1 
darunter: 

Amerifa ........ 1602| 2544- 23,8 24,5 9,9 12,6 
3 833 1217 12,4 11,7] 6,7] 6,7 
Afri 345 528 5,1 5,1 1.9 232 
Auftralien ...... 145| 234 2,2 2.3] 04| 0,5 
Nicht ermittelt 39 45 0,5 04| 01| 01 


Insgeſamt: [672710393 |9599 12036 || 100 |100 |100 | 100 


Wie aus der vorſtehenden Überficht zu erſehen ift, hat fih im 
Berichtsjahr der Anteil Europas bei der Einfuhr auf derſelben 
beachtlichen Höhe gehalten wie im Vorjahr: 56 v. H. aller in Deutſch⸗ 
land eingeführten Waren ſtammen aus europäiſchen Staaten. Bei 
der Ausfuhr hat ſich der Anteil Europas wiederum gehoben, ſo daß 
nunmehr mehr als vier Fünftel aller ausgeführten Waren nach 
europäiſchen Ländern gegangen find. Demzufolge ift die Bedeu- 
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tung Außereuropas für den deutſchen 
Außenhandel weiter zurückgegangen. 
Bei der Einfuhr iſt bei Amerika ein 
weiteres Abſinken feſtzuſtellen zu⸗ 
gunſten des Anteils Aſiens. Don grö- 
ßerer Bedeutung ift jedoch die Per- 
änderung bei der Ausfuhr. Amerika, 
das normalerweiſe etwa 15 v. H. der 
deutſchen Ausfuhr aufnimmt, hat 
1951 an der deutſchen Ausfuhr nur 
noch einen Anteil von 10 v. H. Auch 
die Anteile von Aſien, Afrika und 
Auſtralien zeigen ſtarke Abſchwächung. 
Im erſten Halbjahr 1951 hat die 
Einfuhr 3,2 Milliarden Rm., im 
2. Halbjahr 2,9 Milliarden RM. be⸗ 
tragen. Sie iſt alſo in der zweiten 
Hälfte des Jahres noch weiter ab- 
geſunken. Von dem Einfuhrrückgang 
von insgeſamt 3,6 Milliarden RM. 
gegenüber dem Vorjahr entfällt der 
größere Teil, nämlich 2 Milliarden 
RM., auf den Preisrückgang der ein⸗ 
geführten Waren und nur 1,6 Mil- 
liarden RM. auf tatſächlichen Men- 
genrückgang. Auf die einzelnen Waren⸗ 
gruppen verteilt fih die Verminderung 
wie folgt: 1,4 Milliarden RM. auf 
Lebens- und Genußmittel (darunter 
Futtermittel 215 Mill. RM., Öl- 
früchte 210 Mill. RM., Molkerei⸗ 
erzeugniſſe 188 Mill. RM., Brot- 
getreide 129 Mill. RM., Rohtabat 
jowie Kaffee, Tee, Kakao mit je 
100 Mill. RM.), ferner Rohtextilien 
N 464 Mill. AM, Erze und Metalle 
N 558 Mill. RM., Bolz 218 Mill. RM., 
wannen Mineralöle 146 Mill. RM., Häute, 


A Felle, Leder ſowie Garne mit je 


A 


, — 


156 Mill. RM. Relativ am ſtärkſten 
fällt der Ausfall bei Holz, Sutter- 
mitteln und Brotgetreide ins Gewicht, 
er macht hier mehr als 50 v. H. aus, 
ſowie bei Erzen und Metallen, wo er 
40 v. Ñ. ausmacht. Da auch in dieſem 
Jahr die Einfuhr von Kaffee, Tee, 
Kakao beträchtlich zurückgegangen ift, darf man wohl auf eine weit⸗ 
gehende Verbrauchseinſchränkung ſchließen. 

An dem Einfuhrrückgang iſt Außereuropa prozentual ebenſo 
ſtark wie Europa beteiligt, abſolut iſt Europa mit einem 
höheren Betrag ausgefallen: der Minderbezug aus europäiſchen 
Staaten beträgt 2 Milliarden RM., bei Außereuropa 1,6 Mil- 
liarden AM. Am ſtärkſten ift die Einfuhr aus den Der- 
einigten Staaten zurückgegangen, um 516 Mill. AM. In 
erheblich geringeren Mengen wurden von dort Baumwolle, Mineral- 
öle, Kupfer und Holz eingeführt, während die Gbſteinfuhr leichte 
Zunahme aufweiſt. Beſonders große Einbuße hat auch die Ein⸗ 
fuhr aus dem franzöſiſchen Zollgebiet erlitten (229 Mill. 

RM.). Hier verteilt fih der Rückgang hauptſächlich auf Textil- 
waren, Erze und Metalle und Obſt. Den nächſthöchſten 10 auf 
weiſt die Einfuhr aus Argentinien (194 Mill. RM.) auf; 
hiervon find hauptſächlich Getreide, Wolle, Häute und Felle be⸗ 
troffen. Auch der Bezug aus Großbritannien zeigt ſtarke 
Einbuße (um 186 Mill. RM., davon insbeſondere Garne und 
Gewebe). Die Einfuhr aus den Niederlanden iſt um 177 Mill. 
RM. geſunken. Es folgen dann nach der Höhe des Rückgangs 
Brit.⸗Indien, Schweden, Rumänien, Sowjet- 
union, Polen-Danzig und mit mehr oder weniger großen 
Beträgen ſämtliche Staaten. 


Die Ausfuhr zeigt gegenüber dem Vorjahr eine Abſchwächung 
um 2,5 Milliarden RM., wovon auf den Preisrückgang 1,4 Mil- 
liarden Rm. und auf den Mengenrückgang nicht viel mehr als 
1 Milliarde RM. entfallen. Die Ausfuhr hat aus der Dorrats- 
eindeckung derjenigen Länder, die ihre Holltarife heraufgeſetzt haben, 
in den letzten Monaten eine gewiſſe künſtliche Belebung erfahren. 
Die Abſchwächung verteilt ſich auf die meiſten Poſitionen; vor allem 
find betroffen Eifenwaren (Rückgang um 515 Mill. RM.), Tertil- 
waren (257 Mill. RM.), Maſchinen (212 Mill. RM.), chemikaliſche 
Rohftoffe und Erzeugniſſe (218 Mill. Rm.), Nahrungsmirtel 
(187 Mill. Rm.), Kohlen und Koks (154 Mill. RM.), Waren aus 
unedlen Metallen (109 Mill. R.). Den relativ ſtärkſten Rückgang 
weiſen folgende Waren auf: Muſikinſtrumente, Uhren, Erzeugniſſe 
der Feinmechanik (um 50 v. H.), Erze und Metalle ſowie Roh- 
textilien (um je 29 v. H.), Nahrungsmittel (28 v. H.), Häute und 
Felle (27 v. H.) und Pelzwaren (25 v. H.). 
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Wie bereits gejagt, ift an dem Ausfuhrrückgang relativ Mußer- 
guropa jtärfer als Europa beteiligt. In der Reihe der Abnehmer 
hat das franzöſiſche Zollgebiet die erſte Stelle an Grof- 
britannien wieder abtreten müſſen, nimmt aber noch die 
zweite Stelle, knapp vor den Niederlanden, ein, die an die 
dritte Stelle getreten find. Zum viertgrößten Abnehmer hat ſich die 
Sowjetunion entwickelt. 8 v. H. der geſamten deutſchen Aus- 
fuhr ſind nach dort gegangen. Damit hat dieſe wieder in etwa den 
Anteil erreicht, den das Vorkriegsrußland einnahm: 1915 wurden 
8,7 v. H. der deutſchen Ausfuhr nach Rußland (ausſchließlich Finn⸗ 
land) abgeſetzt. Allerdings weiſt der heutige Export nach der 
Sowjetunion eine grundverſchiedene Fuſammenſetzung gegenüber 
dem Dorfriegserport nach Rußland auf: heute handelt es fih vor⸗ 
zugsweiſe um Einrichtungsmaterial für induſtrielle Anlagen und 
Kraftwerke, Maſchinen, insbeſondere auch Werkzeugmaſchinen, 
ferner Metalle und Erze aller Art, vorzugsweiſe Stahl und Eiſen, 
kurz Produktionsmittel, während vor dem Krieg in erſter Linie 
Verbrauchs- und Luxuswaren nach Rußland gingen. Die Höhe des 


diesjährigen Exports zeigt eindrucksvoll die Intenſität der In⸗ 
duſtrialiſierung Rußlands; es iſt bekannt, daß der Export in dieſer 
Höhe erſt durch den Ausbau der Reichs- und Kändergarantien für 
Rußlandgeſchäfte ermöglicht worden ift. 

Gruppiert man die Staaten nach Wirtſchaftsgruppen, ſo zeigt 
fih, daß innerhalb Europas Weſteuropa bei weitem wieder 
der wichtigſte Abnehmer Deutſchlands iſt: mehr als ein Viertel des 
geſamten deutſchen Exportes richtet fih nach dieſen Ländern. An 
die zweite Stelle aber ift in dieſem Jahre O ſteuropa getreten, 
das 12 v. H. der deutſchen Ausfuhr aufgenommen hat. Es folgen 
mit gleichen Anteilen (11 v. .) Südeuropa und Südoft- 
europa, ſodann — wiederum annähernd mit gleichen Anteilen 
(10 v. H.) — Nordeuropa und die Niederlande. Der 
ganze amerikaniſche Kontinent folgt erſt dann mit einem 
etwas kleineren Anteil als die Niederlande oder Nordeuropa allein. 
In weitem Abſtand ift dann Aſien der zweitwichtigſte, außer⸗ 
europäiſche Abnehmer, in weiten Abſtänden gefolgt von Afrika 
und Auſtralien. 


Die wirtſchaftlichen Beziehungen Südoſteuropas zu Deutſchland 


Don Dr. Walter Hoffmann, o. Profeſſor an der Sächſ. Bergakademie Freiberg 


Wenn man die deutſche Handelsbilanz auf die wirtſchaftlichen 
Beziehungen Deutſchlands zu den Südoſtſtaaten hin unterſucht, ſo 
wird man leicht geneigt ſein, dieſe zu unterſchätzen. Denn nur be⸗ 
ſcheiden iſt der Prozentſatz, mit dem die Königreiche Bulgarien, 
Jugoſlawien und Rumänien an dem Außenhandel Deutſchlands be⸗ 
teiligt ſind. Für die Jahre 1925—1930 ergibt fich für den reinen 
Warenverkehr folgendes Bild in Millionen Mark: 


1922 | 1928 | 1929 
AUE AIR ATE ATE A 


1925 1926 1950 


E) A)| E 


Bulgarien 
Jugoſlawien:. 
Rumänien 


40| 49 35 29 50 31] 51| 36| 51| 458 59 23 
85113181156 2216 661261652 25 It 22 
935112154 138 |243 kez 188 |173 |2 11 |1 641237 132 


Südoſteuropa 
insgefamt: . 
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279 1270 |300 |565 |509 1505 |5326 |323 |36 1 137 1 |332 


Geſamthandel 
Deutſchlands 
in Milliarden 
Mak 


2, 4 9,5|1 0,0% 0, ft 4, 2 0, 8H A, 1 2,01 5,5% 5,5] 0,411 2,0 
Anteil Südoſt⸗ 
europas am 
deutſchenGe⸗ 
ſamthandel 


in 92 192,8 2,6 2,9] 2,6 2,9 2,2| 2, 2J 2,4 2,2] 5,6 2,2 


Wir jehen aljo, daß Südoſteuropa im Jahre 1925 mit 1,9 v. Å., 
1950 mit 5,6 v. F. am Werte der deutſchen Einfuhr beteiligt war, 
während der Anteil Südoſteuropas an der deutſchen Ausfuhr 
2,9 v. H. des Wertes der Geſamtausfuhr nie überſchritten hat. 

Die deutſche Einfuhr aus Südoſteuropa beſteht zum weitaus 
größten Teil aus Lebensmitteln, Vieh oder Rohſtoffen. Es betrug 
nun die deutſche Geſamteinfuhr an lebendem Dieh und Lebens- 
mitteln 1929: 3,97, 1950: 5,09 Milliarden RM. Daran waren 
beteiligt Rumänien mit 159 (1929) bzw. 167 (1950) Millionen, oder 
mit 5,5 bzw. 5,4 v. H., Jugoſlawien mit 21 (1929) bzw. 37 (1950) 
Millionen oder mit 0,5 bzw. 1,2 v. Ñ., Bulgarien mit 22 (1929) bzw. 
29 (1950) Millionen oder mit 0,5 bzw. 6,9 v. . Der Anteil der 
drei Königreiche insgeſamt ſtieg alfo von 45 v. B). auf 7,5 v. H. 
des Wertes der deutſchen Geſamteinfuhr an lebenden Tieren und 
Lebensmitteln. Das iſt um ſo beachtlicher, weil faſt alle übrigen 
Sänder (mit Ausnahme von Norwegen, Rußland, Lettland, Litauen, 
Spanien und Sſterreich) einen z. T. empfindlichen Rückgang in 
dieſer Warengruppe aufzuweiſen hatten. So iſt z. B. der außer⸗ 
europäiſche Import in dieſer Gruppe von 47,5 v. H. auf 59 v. h. 
zurückgegangen. Was weiter die deutſche Einfuhr an Rohſtoffen 
betrifft, jo ift in der Geſamteinfuhr ein noch ſtärkerer Rückgang, 
von 7,2 auf 5,5 Milliarden, feſtzuſtellen. Trotzdem konnte die ſüd⸗ 
oſteuropäiſche Einfuhr fih 1950 faſt auf der Höhe von 1929 be- 
haupten, jo daß der wertmäßige Anteil fih von 1,8 v. H. auf 
2,4 v. H. erhöhte. Es ergibt fih ſomit die Tatſache, daß die drei 
Länder in den letzten Jahren an der Derforgung Deutſchlands in 
ſehr erheblichem Umfange beteiligt waren, und ihr Anteil am Werte 
der deutſchen Geſamteinfuhr von Rohſtoffen von 1929 bis 1950 um 


1) E = Einfuhr, A = Ausfuhr. 


Handelsſtatiſtik der ſüdoſteuropäiſchen Länder ſelbſt ein. 


55 v. H. bzw. bei Lebensmitteln uſw. fogar um 66 v. H. ſteigen 
konnte. 

Anders ſteht es mit der deutſchen Ausfuhr nach Südoſteuropa. 
Sie ift von 1925 bis 1950 nur um 24 v. H. geſtiegen, relativ an 
der geſamten deutſchen Ausfuhr gemeſſen von 2,8 v. H. auf 2,7 v. B. 
zurückgegangen. Lediglich der Export nach Jugoſlawien zeigt eine 
ſtärker ſteigende Tendenz, während Bulgarien 1950 gegenüber 1929 
einen Rückgang von 50 v. HB. und Rumänien einen ſolchen in 
geringerer Höhe aufzuweiſen hatte. Deutſchlands beſter Kunde von 
den drei Ländern ift ſomit Jugoſlawien geworden?), während es bis 
dahin Rumänien war. Der größte Lieferant iſt Rumänien, hinter 
dem in ſehr großend Abſtand Jugoſlawien und faſt mit derſelben 
Summe Bulgarien folgen. 

Eine weſentlich andere Stellung nimmt Deutſchland in der 
Hier ſpielt 
es allenthalben eine maßgebende, ja faſt durchweg die führende Rolle. 
Im Außenhandel Bulgariens ſteht es in Ein⸗ und Ausfuhr an 
erſter Stelle. Deutſchland ift mit 25,21 v. H. am Import und mit 
26,18 v. H. am Export beteiligt. Im Import folgt 1950 Italien 
mit 15,58 v. J. an zweiter Stelle, die Tſchechoſlowakei mit 9,57 v. Ñ. 
an dritter Stelle. Von Bedeutung ſind noch Frankreich mit 
9,26 v. H. und England mit 8,19 v. h. Unter den bulgariſchen 
Ausfuhrgütern nimmt der Tabak den erſten Platz ein. Einer der 
beſten Käufer ift Deutſchland; weiter kommen Polen, Tſchecho⸗ 
ſlowakei, Gſterreich, Italien und Ungarn als Abnehmer in 
Frage. Ein wertvoller Exportartikel Bulgariens iſt weiter Mais, 


deſſen Ausfuhr vor allem von Deutſchland, Gſterreich, Griechen⸗ 


land und Italien aufgenommen wird. Stark gewachſen ift die Aus- 
fuhr von Eiern; 1911 betrug ihr Anteil an dem Geſamtexport 
7 v. H., 1950: 14 v. . Den größten Teil nimmt Deutſchland ab, 
deſſen zweiter Eierlieferant Bulgarien nach Bolland heute geworden 
ift. Die Ausfuhr von Roſenöl macht noch etwa 3 v. H. des Geſamt⸗ 
wertes der Ausfuhr aus; zum überwiegenden Teil geht ſie nach 
Frankreich. Früchte und Gemüſe aus Bulgarien finden in immer 
zunehmenden Maße ihren Markt in Deutſchland. In der Einfuhr 
ſind Textilien, Metalle und Erzeugniſſe der Metallinduſtrie, 
Maſchinen, Inſtrumente, Apparate, Gle, Leder, Fahrzeuge und 
chemiſche Produkte die wichtigſten Handelsgüter. Metalle und Er⸗ 
zeugniſſe der Metallinduſtrie ſowie Maſchinen uſw. liefern vor 
allem Deutſchland, die Tſchechoſlowakei, Amerika und Sſterreich. 
Textilien kommen von Italien, England, Tſchechoſlowakei, Deutſch⸗ 
land und Frankreich. Als Einfuhrländer für chemiſche Produkte 
ſind England, Deutſchland und Belgien zu nennen. 

Der Hauptartikel der jugoſlawiſchen Ausfuhr ift Holz; mehr 
als den fünften Teil des Wertes und faſt die Hälfte der Menge 
der Ausfuhr macht ſein Anteil aus. Die wichtigſten Bezugsländer 
find die Mittelmeerländer; mehr als ein Drittel des Holzerportes 
geht nach Italien, weiter ſpielen für den Export nach Italien Eier, 
Rindvieh, Mais, Geflügel und Gemüſe eine wichtige Rolle. Italien 
ift heute der beſte Kunde Jugoſlawiens, ſein Anteil am jugo- 
ſlawiſchen Export beträgt mehr als ein Viertel des Wertes der Ge- 
famtausfuhr. Eine bedeutſame Menge nimmt auch Gſterreich mit 
17,7 v. HB. ab. Dann folgt Deutſchland mit 11,7 v. B. Maßgebend 
— mit rund 75 v. B. — ift Deutſchland an der Kupferausfuhr 
Jugoſlawiens beteiligt. Weiter nimmt Deutſchland Eier, Früchte 
und Geflügel auf. Beſcheiden ift der Anteil des führenden Import- 
landes, der Tſchechoſlowakei, die mit 8,2 v. H. an der Ausfuhr, 
aber mit 17,6 v. B. an der Einfuhr beteiligt ift. Der Löwenanteil 
feines Importes nach Jugoflawien entfällt auf Textilien aller Art. 

2 mit auf Reparationslieferungen zurüd- 
zuführen it e i Parier wa 1028. 20,7, 1929: 351. 1930: 69,2 
Millionen Mark, für Rumänien 1928: 10,6, 1929: 20,6, 1950: 4,7 Millionen Mark. 
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Weiter ſind Schuhe, Leder, Papier, Glas, Porzellan von Bedeutung. 
Deutſchland, das ſich den zweiten Platz mit 17,55 v. H. erobert hat, 
führt Maſchinen, Inſtrumente, Textilien, Farben und Kohle ſowie 
Eiſen und Eiſenwaren ein. Gſterreichs Einfuhr mit 16,82 v. B. 
erſtreckt fih vor allem auf Textilien, Eifen und Eiſenwaren, Ma- 
ſchinen und Papier. Italiens Anteil beläuft fih auf 11,2 v. B. 
Frankreich und England ſpielen in der jugoflawifchen Handels⸗ 
bilanz nur eine beſcheidene Rolle. 

In der rumäniſchen Handelsbilanz ſteht Deutſchland im Im⸗ 
port und Export wiederum an der führenden Stelle; 25 v. HB. der 
Einfuhr und faſt ein Fünftel der Ausfuhr fallen auf ſeinen An⸗ 
teil. Weitere größere Kunden Rumäniens ſind Italien, England, 
Öfterreih und Ungarn. Die CTſchechoſlowakei und Frankreich be- 
gnügen fih mit 2 v. H. bzw. 6,9 v. . In der Einfuhr folgt da- 
gegen die Tſchechoſlowakei hinter Deutſchland mit 14,6 v. ZB. an 
zweiter Stelle. Gſterreich hat 11,6 v. H., England 8,1 v. B., Frank⸗ 
reich 7,4 v. H. Anteil. Die wichtigſten Ausfuhrartikel Altrumäniens 
waren Getreide und Erdöl, die 1915 mehr als vier Fünftel des 
Geſamtwertes der Ausfuhr ausmachten. Für Großrumänien ſind 
beide ebenfalls noch bedeutungsvoll, wenn auch der Anteil des Ge⸗ 
treides gegenüber der Vorkriegszeit zurückgegangen iſt. Im Jahre 
1950 ging etwa ein Drittel der Weizenausfuhr nach Italien, der 
Reſt verteilte ſich vor allem auf Belgien, Frankreich, Deutſchland 
und Holland. Die Maiseinfuhr blieb bis 1926 ebenfalls unter dem 
Vorkriegsdurchſchnitt; 1926 wurden etwa zwei Drittel der Dor- 
kriegsmenge erreicht. Je ein Viertel der Ausfuhr des Jahres 1950 
wurde nach Deutſchland und Italien verfrachtet. Stark geſtiegen 
ift dagegen die Gerſtenausfuhr. Sie betrug 1950 über 1,4 Millionen 
Tonnen und wurde faſt zur Hälfte von Deutſchland aufgenommen, 
das auch in den Vorjahren der wichtigſte Käufer rumäniſcher Gerſte 
war. In Petroleum und Petroleumprodukten konnte der Export 
bereits 1926 weſentlich über die Vorkriegsjahre geſteigert werden. 
Die Ausfuhrzahlen find für 1927: 1,9, 1928: 2,5, 1929: 2,8 und 
1950: 3,8, alles in Millionen Tonnen. 55 v. H. der Ausfuhr an 
Petroleum nahmen zu ungefähr gleichen Teilen Italien und Eng⸗ 
land, mehr als 10 v. . Agypten und etwa 10 v. . Frankreich auf. 
Weiter kommen Holz und Vieh als wichtigſte Ausfuhrgüter in 
Frage. Hauptabnehmer für Holz ſind Ungarn, Griechenland, 
Agypten, Italien und Polen, für Vieh vor allem Öfterreih. Den 
größten Teil an der Einfuhr haben Textilien aus Pflanzenſtoffen. 
Die wichtigſten Lieferanten find Italien, die Tſchechoſlowakei, 
Oſterreich, England und Polen, die zuſammen über drei Viertel 
des geſamten Importes decken. Der deutſche Anteil iſt kleiner als 
der eines dieſer Länder. Den zweiten Platz nimmt immer noch die 
Gruppe Eifen und Eiſenwaren ein. Bier hat Deutſchland die 
gührung, an zweiter Stelle ſteht die Tſchechoſlowakei; dann folgen 

ſterreich und Polen. Apparate, Maſchinen und Inſtrumente 
kommen zum größten Teil aus Deutſchland; größere Mengen 
liefern Öfterreich, die Vereinigten Staaten und die Tſchechoſlowakei. 
Bedeutend iſt ſchließlich noch die Einfuhr von Wollwaren. Die 
wichtigſten Bezugsländer find Deutſchland, die Tſchechoſlowakei, 
Oſterreich, Frankreich und Polen. 


Deutſchland iſt ſomit unbeſtritten heute das wichtigſte Bezugs⸗ 
und Abſatzland der Länder Südoſteuropas; ſein Anteil iſt ſogar 
noch größer als der in den amtlichen Statiſtiken errechnete, da ein 
Teil der in den Ausweiſen für andere Länder ausgewieſenen 
Mengen zweifellos für Deutſchland anzurechnen ſind. Eine Er⸗ 
faſſung dieſer Durchfuhrgüter iſt aber mangels Unterlagen nicht 
möglich. In allen drei Ländern ſind Textilerzeugniſſe das wichtigſte 
Einfuhrgut. Intereſſant ift es nun, daß Deutſchland in dieſen 
Artikeln in keinem Land an führender Stelle ſteht. Wiederholte 
Rückfragen in den Ländern ſelbſt hatten das Ergebnis, daß zwar die 
Qualität des deutſchen Erzeugniſſes anerkannt wurde, daß aber 
ſowohl die Preisgeſtaltung wie auch die Geſchmacksrichtung dem 
heimifchen Bedarf zu wenig Rechnung trügen. 

Nun iſt ja infolge der gewaltigen Wirtſchaftskriſe, unter der 
nicht nur die drei Königreiche, ſondern die Agrarſtaaten im Donau⸗ 
becken überhaupt zu leiden haben, die Kaufkraft der Bevölkerung 
nicht allzu groß. Frankreich hat bisher mit Anleihen und Sub- 
ventionen zu helfen verſucht, ohne die Situation damit beſſern zu 
können. Denn wie ich bereits in meinem kürzlich erſchienenen Buch 
über „Südoſteuropa“ dargelegt habe, iſt das Südoſtproblem kein 
reines finanz- oder Kreditproblem, ſondern ein Abſatzproblem. Die 
Länder brauchen in erſter Linie Abſatz für ihre Agrarprodukte. 
Kredite würden vielleicht eine vorübergehende Linderung, nie aber 
eine dauernde Heilung bringen können, ja, die Gefahr iſt nicht von 
der Hand zu weiſen, daß fih Kredite infolge der wahrſcheinlichen 
Überproduktion ungünſtig und für die Landwirtſchaft fogar gefahrvoll 
auswirken. So kommt alles nur auf die Löſung der Abſatzfrage an. 
Deutſchland, das heute ſchon zu den beſten Kunden der Länder zählt, 
könnte zum Vachteil ſeiner Überſeelieferanten noch größere Mengen 
aufnehmen; doch hat Deutſchland ſelbſt eine recht bedeutſame Land⸗ 
wirtſchaft, deren wirtſchaftliche Lage keinesfalls beſonders günſtig 
iſt. Vielleicht diefe 0 nach gewiſſen Umſtellungen in der deutſchen 
Landwirtſchaft diefe Gründe weniger ſtichhaltig fein. Und was die 
Agrareinfuhr aus Überſee anlangt, ſo ſcheint hier ein gewiſſer Aus⸗ 
gleich möglich, der für die deutſchen Überſeebeziehungen tragbar 
wäre, für die Handelsbilanz der Länder Südoſteuropas aber ſchon 
eine weſentliche Bedeutung haben und der Agrarfrage eine nicht 
zu unterſchätzende Entlaſtung bringen würde. Wohl als einer der 
erſten Politiker Deutſchlands hat der jetzige Finanzminiſter Dietrich 
in einer Sitzung des Induſtrie⸗ und Handelstages und auch bei 
anderen Gelegenheiten auf einen beſſeren Ausgleich der Intereſſen 
auf dem Gebiete der Derforgung mit landwirtſchaftlichen Produkten 
in der deutſchen Handelsbilanz hingewieſen und einer ſtärkeren Be⸗ 
rückſichtigung Südoſteuropas das Wort geredet. Bei allen Fragen 
zur Löſung des Südoſtproblems wird alſo Deutſchland eine ſehr 
maßgebende Rolle zu ſpielen haben, und wenn es Frankreichs ehr⸗ 
licher Wille ift, zu helfen, nicht aber napoleoniſche Kontinental« 


politik zu treiben, ſo wird es im Intereſſe des Südoſtens Europas 


der Mitarbeit Deutſchlands nicht entraten können. Die Löſung des 
Südoſtproblems iſt kein politiſches, kein rein finanzielles, ſondern 
ein Abſatzproblem. Gelingt ſie, ſo iſt der erſte Bauſtein zur euro⸗ 
päiſchen Gemeinſchaftsarbeit geſetzt. 


Der Bergbau in der Wirtſchaftskriſe 


Don Heinrich Löffler, Direktor des Reichskohlenverbandes 


Der deutſche Kohlenbergbau ift ſehr hart von der Wirtſchafts⸗ 
kriſe betroffen worden. Beſonders ſchwer wurde der Steinkohlen⸗ 
bergbau mitgenommen. Man muß die Produktionsſtatiſtik viele 
Jahre zurück, bis über die Vorkriegszeit hinaus verfolgen, um 
einen gleichen Tiefſtand der Erzeugung feſtzuſtellen, wie ihn der 
Steinkohlenbergbau 1951 zu verzeichnen hat. Dem Braunkohlen⸗ 
bergbau iſt es nicht ſo ſchlimm ergangen. Auch ſeine Produktion 
hat gegen die letzten Jahre einen Rückſchlag erlitten, aber fie ſtand 
immer noch annähernd auf der Höhe von 1927, beſonders aber hoch 
über derjenigen von 1915. Im Steinkohlenbergbau hingegen 
wurde die Produktion des letzten vollen Vorkriegsjahres weit 
unterſchritten. Faſt kataſtrophal iſt der Produktionsrückgang im 

rößten deutſchen Kohlengebiet, im Ruhrbecken. Die nachſtehende 
Tabelle unterrichtet zunächſt über die Geſamtproduktion im jetzigen 
Staatsgebiet in Millionen Tonnen: 


Jahr Steinkohle Kofs | Braunfohle | Braunkohlenbriketts 


1913 87,22 21,97 
1929 174,45 42,13 
1930 146,01 33,99 
1931 133,21 32,43 


Auch die Zahlen für 1915 beziehen fih auf den Bergbau im 
jetzigen Staatsgebiet und ohne das Saarrevier. Die Tabelle zeigt, 
daß die Steinkohlenförderung 1951 15,7 v. H. und die Kols- 
erzeugung 28,5 v. H. niedriger war als 1915. Die Braunkohlen⸗ 

förderung hingegen war 35,7 v. H. und die Braunkohlenbrikett⸗ 


154 


erzeugung 52,1 v. H. höher als 1913. Der Braunkohlenbergbau 
hat auf dem Binnenmarkt einen wahren Siegeszug gegen den 
Steinkohlenbergbau angetreten. Begünſtigt wurde dieſe Entwick⸗ 
lung zum Vachteil der Steinkohle durch den Derfailler Vertrag. 
Einmal wurden Steinkohle gewinnende Gebiete von Deutſchland 
getrennt, und dann verpflichtete dieſer Vertrag zu großen Liefe⸗ 
rungen von Steinkohle und Koks an die früheren Gegner, ohne 
Rückſicht auf die Produktion und den Eigenbedarf. Großer Brenn- 
ſtoffmangel war die Folge. In dieſer Seit hat ſich der Braun- 
kohlenbergbau ſehr ſtark ausgedehnt und ſeine Produktion fand 
auf dem deutſchen Innenmarkt als Erſatz für die fehlende Stein⸗ 
kohle konkurrenzloſen Abſatz. Das iſt für den Braunkohlenbergbau 
zu einem dauernden Vorteil geworden. 

Die höchſte und bis dahin unerreichte Produktion erzielte der 
deutſche Kohlenbergbau 1929. Ein ſtarker Rückſchlag machte ſich 
ihon 1950 geltend, der fih 1951 lawinenartig fortgeſetzt hat. Der 
PDroduktionsrückgang in 1951 gegen 1929 beträgt: Steinkohle 44,82 
Millionen Tonnen = 27,4 v. H., Koks 16,72 Millionen Tonnen 
= 42,41 v. H., Braunkohle 41,49 Millionen Tonnen = 25,65 v. H. 
und Braunkohlenbriketts 9,2 Millionen Tonnen = 25,02 v. H. Auf- 
fallend hoch iſt die Kokserzeugung geſunken, und die herabgedrückte 
Produktion konnte leider noch nicht einmal voll abgeſetzt werden. 
Am Jahresſchluß lagerten 6,5 Millionen Tonnen Koks in den 
Erzeugungsgebieten. Allein im Ruhrgebiet, das im Durchſchnitt 
85 v. H. des deutſchen Zechenkoks erzeugt, beliefen fih am Jahres⸗ 
ſchluß die Koksvorräte auf 5,51 Millionen Tonnen. Darüber hin⸗ 
aus lagerten auch noch 5,5 Millionen Tonnen Steinkohle und 
1,54 Millionen Tonnen Braunkohlenbriketts unabgeſetzt in den 
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Erzeugungsbezirken. Der Wert dieſer Haldenbeſtände kann ohne 
zu übertreiben auf 220 Millionen Mark geſchätzt werden. 


Die folgende Tabelle unterrichtet über die Steinkohlenförderung 
der einzelnen Reviere in 1000 Tonnen: 


Ober⸗ 
ſchleſien 


Nieder⸗ 


ſchleſien Lahen 


Jahr | Ruhrrevier Sachſen 


114 183 11 091 5552 | 2265 | 5445 | 1231 
1929 | 123 603 21 996 6091 | 6040 | 4167 | 1542 
1930 | 107188 17 961 5744 | 6721 | 3551 | 1531 
1931 85 627 16 792 4545 | 7094 | 3140 | 1436 


Ein Vergleich zeigt, daß die Steinkohlenförderung der ein- 
zelnen Reviere — ausgenommen nur Sachſen, deſſen Bergbau keine 
lange Lebensdauer mehr hat — 1929 weſentlich über derjenigen 
von 1915 geſtanden hat. Im Jahre 1950 unterſchritt aber ſchon 
der Ruhrbergbau die Förderung von 1915 um rund 7 Millionen 
Tonnen, während die anderen Reviere — Sachſen auch hier aus- 
genommen — noch eine höhere Förderung hatten. Der Förder- 
rückgang im Jahre 1951 gegen 1929 iſt ſehr ſtark. Nur das Kohlen- 
becken bei Aachen konnte als ein in der Entfaltung begriffenes 
Zevier feine Kohlenförderung auch in dem Krifenjahr 1931 ſteigern. 
In den anderen Revieren ging die Förderung gegen 1929 wie folgt 
zurück: Ruhrrevier 30,8 v. H, Oberſchleſien 25,6 v. H., Nieder- 
ſchleſien 25,4 v. f)., Sachſen 24,6 v. H. und Niederſachſen 6,7 v. H. 
Nur das Aachener Revier konnte 1951 gegen 1929 ſeine Förderung 
um 17,5 v. H. erhöhen. 


Nachſtehende Tabelle unterrichtet über die Braunkohlenförde⸗ 
rung der einzelnen Reviere in 1000 Tonnen: - 


1913| 25 846 38 635 20 256 [1 896 

1929| 47 476 70 779 53 704 2 696 

1930] 39 740 56 693 47 364 |2 268 
35 743 53 078 42 573 


1931 


Abgeſehen von Bayern ſtand die för- 
derung von 1951 hoch über derjenigen von 
1915. Gegen 1950 iſt jedoch in allen Revieren 
ein Produktionsrückgang feſtzuſtellen. Gegen 
1929 weiſt die letzte Jahresförderung ſehr 
ſtarke Rückſchläge auf, die in Oſtelbien 
24,7 v. H., Mitteldeutſchland 25 v. H. und 
im Rheinland 20,7 v. H. betragen. In ihrem 
Urzuſtand kommt die Rohbraunkohle nur 
wenig in den direkten Verbrauch. Sie wird 
in der Hauptſache in elektriſche Energie oder 
Briketts umgewandelt. Als Brikett iſt ſie 
ein beliebtes und handliches Hausbrandfeuer⸗ 
mittel. Die Entwicklung der Briketterzeugung 
wird durch dieſe Tabelle in 1000 Tonnen 
aufgezeigt: 


Mittel- 
deutſchland 


Jahr] Oſtelbien Rheinland [Bayern 
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Die Briketterzeugung hat ſich bis 1929 in einem ununter⸗ 
brochenen Aufſtieg bewegt. Sie erhöhte ſich von 1915 bis 1929 in 
Oſtelbien um 85 v. Z., Mitteldeutſchland um 104,6 v. H., Rheinland 
um 110,2 v. Z. und in Bayern um 104 v. B. In 1950 und 1931 
ging es denn auch mit der Braunkohlenbriketterzeugung abwärts. 
Die Briketterzeugung weiſt 1951 gegen 1929 folgende Abnahme auf: 
Oſtelbien 25,1 v. H., Mitteldeutſchland 25,2 v. B., Rheinland 
19,8. v. H. und Bayern 66,6 v. . Trotz alledem: der Produktions- 
ſtand des Braunkohlenbergbaues läßt erkennen, daß er einen Teil 
der früheren Steinkohlenverbraucher des Inlandes als Abnehmer 
gewonnen hat. Der Braunkohlenbergbau hat in der Hauptſache nur 
binnenwirtſchaftliche Bedeutung, denn von feiner geſamten Brikett⸗ 
produktion, die ſich 1931 auf 52,45 Millionen Tonnen belief, wurden 
knapp 1,5 Millionen Tonnen = 6 v. H. exportiert. Die Rohkohle ift 
ungeeignet zum Export infolge ihres hohen Waſſergehaltes. 
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gur deutſchen Kohlenwirtſchaft gehört als wichtiger Aktiv- 
poſten der Handelsbilanz der Kohlenaußenhandel. Auch er ift unter 
der Wirkung der internationalen Wirtſchaftskriſe und der Geld⸗ 
entwertung in verſchiedenen Ländern rückgängig geweſen. Seine 
Entwicklung iſt aus dieſer Tabelle in 1000 Tonnen erſichtlich: 


Jah l Ausfuhr Einfuhr 
2:2: a SR RT ES 
Steinkohle Koks ehrte Steinkohle Kofs Brauntoßle 
1929 | 27901 10 657 1987 6 478 548 2 921 
1930 | 25519 7982 | 1706 5 840 601 2283 
1931 23 933 6 223 1949 5 000 809 1 860 


Die Ausfuhrziffern verſtehen fih einſchließlich Reparations⸗ 
kohlenlieferungen. Die Ausfuhr ift 1951 gegen 1929 zurückgegangen 
um 3,968 Millionen Tonnen Steinkohle = 14,18 v. H. und um 4,454 
Millionen Tonnen Koks = 41,41 v. H. Die Braunkohlenbrikettausfuhr 
hat fih annähernd ſtabil gehalten. Der ſtarke Rückgang der Kots- 
ausfuhr deutet auf die internationale Kriſe in der Eiſen⸗ und 
Stahlinduſtrie hin. Durch ſie wird der Ruhrbergbau faſt nur allein 
betroffen. Gegen die mit Deutſchland auf dem internationalen 
Kohlenmarkt im Wettbewerb ſtehenden Länder, beſonders nachdem 
fih England vom Goldſtandard abgewandt hatte, konnte fih der 
deutſche Bergbau nur mit großen finanziellen Opfern behaupten. Die 
Umlage des Ruhrkohlenſyndikats, die zum Decken der Verluſtverkäufe 
im Ausland und in den beſtrittenen Gebieten des Inlands erhoben 
wird, gibt dafür beachtenswerte Fingerzeige. Sie betrug im Juni 
vergangenen Jahres 2,59 RM. für die Tonne Abſatz auf Derfaufs- 
beteiligung und 1,50 RM. für den Abſatz auf Verbrauchsbeteiligung. 
Bis Dezember war fie dann auf 5,94 RM. bzw. 1,85 RM, an- 
geſtiegen. Verkaufsverträge nach dem Ausland waren vielfach 
auf der Baſis des engliſchen Pfundes 
abgeſchloſſen, wodurch nach ſeiner Ent⸗ 
wertung große Derlufte entſtanden find, die 
vom Ruhrbergbau in Solidarität getragen 
wurden und in der Höhe der Umlage eben⸗ 
falls ihren Ausdruck finden. Die Redensart, 
feſt wie die Bank von England, hat ſich in 
der Wirtſchaftskriſe durchaus als trügeriſch 
erwieſen. Die üblen Folgen der Pfund- 
entwertung finden in der deutſchen Kohlen- 
handelsbilanz für 1951 leider noch nicht 
ihren vollen Ausdruck, weil ſie erſt Ende 
September einſetzte. Sie werden ſich im 
laufenden Jahre weiterhin bemerkbar machen. 


Die Brennſtoffeinfuhr iſt 1951 ebenfalls 
dem geringeren Verbrauch entſprechend 
zurückgegangen. Die Steinkohleneinfuhr ſank 
gegen 1929 um 29,5 v. FB. und die Braun⸗ 
fohleneinfuhr aus der Tſchechoſlowakei, die 
im Austauſch gegen deutſche Steinkohle er⸗ 
folgt, ging um 36,5 v. D. zurück. Die 
Kofseinfuhr hat fih gegen 1929 um 
52,56 v. H. erhöht, obgleich die Bergwerks- 
bezirke in den Koksvorräten zu erſticken 
drohen. Wenn in ſolchen Situationen Ein- 
griffe gegen den ſonſt freien Wettbewerb 
erfolgen, dann iſt das, ſolange es noch nicht 
zu einer internationalen Kohlenverſtändigung 
gekommen iſt, nicht verwunderlich. 


Schlimm iſt es mit dem Kohlenverbrauch 
in Deutſchland beſtellt. Im Monatsdurch⸗ 
ſchnitt von 1929 betrug der Geſamtverbrauch 
nach Umrechnung aller Brennſtoffe nach dem 
Heizwert auf Steinkohle 14,01 Millionen 
Tonnen, um im Monatsdurchſchnitt von 1950 
auf 11,25 Millionen Tonnen und 1951 auf 10,1 Millionen Tonnen 
herabzuſinken. Der Derbraudsrüdgang im letzten Jahre gegen 1929 
beträgt 27,8 v. H. Der Verbrauch in den Wintermonaten November 
und Dezember 1951 betrug 9,98 bzw. 8,94 Millionen Tonnen, lag 
alſo noch unter dem monatsdurchſchnittlichen Jahresverbrauch, was 
auf die immer noch zunehmende Schärfe der Wirtſchaftskriſe zurück⸗ 
zuführen fein dürfte. Wie jhon angedeutet, ift im Geſamtkohlen⸗ 
verbrauch die Braunkohle, nach dem Heizwert auf Steinkohle um- 
gerechnet, enthalten. Der Steinkohlenverbrauch allein iſt noch mehr 
zurückgegangen. Er betrug im Monatsdurchſchnitt 1929: 10,73, 
1950: 8,65 und 1951: 7,6 Millionen Tonnen. Das iſt gegen 1929 
ein Rückgang von rund 30 v. H. 


Die dargeſtellte Entwicklung iſt für die Bergarbeiter zu einer 
Wirtſchaftskataſtrophe geworden. Ihre Löhne wurden durch Schieds- 
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ſprüche und Notverordnung herabgejett. So, um nur ein Beiſpiel 
anzuführen, im Ruhrbergbau ab 1. Januar 1951 um 6 v. H., ab 
1. Oktober 1951 um 2 v. H. und durch die vierte Notverordnung ab 
1. Januar 1952 um 10 v. B., ſo daß der Durchſchnittslohn der 
Kuhrbergarbeiter in der Schicht auf 7 RM. herabgegangen 
iſt. Niemand darf nun aber auf die Idee verfallen, den 
Monatsbruttolohn errechnen zu wollen, indem er die Zahl 
der Arbeitstage mit 7 multipliziert. Das wäre ein Trugſchluß, 
denn im KRuhrbergbau wurden im Laufe des vergangenen Jahres, 


. um die Produk- 
Die Auswirkung der nen air garen 
Rationalisierung im Bergbau 


9 338 406 Feierſchich— 
Steinkohlenproduktion je Mann u. Schicht in kg: Dezember 


ten oder je Arbeiter 
1913 1925 1929 1950 


59,5 Feierſchichten je 
8 Stunden eingelegt. 
Stundenkurzarbeit, 
wie in anderen Be⸗ 
rufen, verbietet die 
Eigenart des Berg⸗ 
baus. Eine Feier⸗ 
ſchicht iſt immer 
gleichbedeutend mit 
dem Derlujt eines 
vollen Arbeitstages. 
Lohnkürzungen und 
Feierſchichten haben 
die Not in den Berg⸗ 
baugebieten ſehr groß 
werden laſſen. Hin- 
zu kommt der Beleg⸗ 
ſchaftsabbau. Im 
Januar 1950 wur- 
den im deutſchen 
Steinkohlenbergbau 
551 184 Arbeiter be⸗ 
ſchäftigt, aber im 
Dezember 1951 nur 
noch 555 202. Es 
wurden alſo in 24Mo⸗ 
naten 197 982 Stein⸗ 
fohlenbergarbeiter — 
37,2 v. B. der Ge⸗ 
ſamtbelegſchaft entlaſſen. Im Braunkohlenbergbau ging die Zahl 
der beſchäftigten Arbeiter in derſelben Zeit von 89 759 auf 
69 614 oder um 22,4 v. H. zurück. Der Beſchäftigungsgrad im 
Bergbau ift mehr als die Produktion geſunken. Geſteigerte Arbeits- 
intenſität, poſitive und negative Rationaliſierung, mechanifierte 
Kohlengewinnung und -förderung haben den Leiſtungseffekt, auf den 
einzelnen Arbeiter berechnet, auf eine vor wenigen Jahren noch un⸗ 
geahnte Höhe emporſteigen laſſen. Der Fördereffekt in den vier 
größten Steinkohlenrevieren betrug je Mann und Schicht in Kilo: 


Ruhr- 5 Ober⸗ Nieder⸗ 
| gebiet Aachen ſchleſien | fchlefien 
Jahresdurchſchnitt 1913 943 764 1139 669 

= 1925 946 709 1154 660 

5 1929 1271 951 1377 849 

n 1930 1 352 983 1 434 866 
Wender 1931 1562 1031 1611 938 


Der Fördereffekt 
eines Arbeiters der 
bergmänniſchen Be- 
legſchaft wies am 
Jahresſchluß 1951 
gegen den Durchſchnitt 
von 1915 folgende 
Zunahme auf: Ruhr- 
gebiet 65,6 v. Å., 
Aachen 54,9 v. B., 
Oberſchleſien 42,4 
v. 5. und Nieder- 
ſchleſien 40,2 v. B. 
Mit dieſer Entwick- 
lung begründen die 
Bergarbeiter ihre i 
Forderung nach Der- I 
fürzung der Arbeits- | 
zeit. ferner fordern 
fie für diefe Zeit der 
jchweren Not das 
Krümperſpſtem ein⸗ 
zuführen. Im nieder⸗ 
ſchleſiſchen Stein- De N f m 
kohlenrevier ift es N m 2m 
durch ein Abkommen i 
zwiſchen den Ge- 
werkſchaften und dem 

Arbeitgeberverband 
teilweiſe eingeführt 
worden. Die damit 
gemachten Erfahrun- 
gen ſcheinen durch- 
aus gut zu ſein. 
Don der Belegſchaft geht allmonatlich ein Siebentel in Werksurlaub. 
Dafür konnten aber bis jetzt 1800 Bergarbeiter, die zum Teil ſchon 
gekündigt waren, in Arbeit gelaſſen bzw. neu eingeſtellt werden. Auf 
weitere Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden. Richtig 
ſcheint zu ſein, daß die Menge der Not dadurch nicht geringer, 
aber, auf mehr Menſchen verteilt, für den einzelnen erträglicher 
wird. Es ift ein Xotbehelf, der arbeitsgewohnte Menſchen ab⸗ 
wechſelnd von der Straße fort in Arbeit bringt und daher wie eine 
Erlöſung wirkt. 


Der Kohlenaussenhandel 
| Deutschlands 
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Die Salzburger Emigranten / Yon Werner Köhler 


In der heutigen Zeit des Überangebotes an menſchlicher 
Arbeitskraft kann man ſich kaum noch vorſtellen, daß es einmal 
Seiten gegeben hat, in denen oberſte Staatsweisheit gebot, mög⸗ 
lichſt viele Men⸗ 
ſchen aus frem- 
den Gebieten zu 
„Peuplierung“( 
Bevölkerung) des 
eigenen Landes 
heranzuziehen. Der 
Dreißigjährige, der 
Polniſch⸗ſchwedi⸗ 
ſche und der Nor⸗ 
diſche Krieg hatten 
die preußiſchen 
Lande ſtellenweiſe 
tatſächlich zur 
Wüſtenei gemacht. 
(Beſonders die Po⸗ 
len und die von 
ihnen herbeigeru⸗ 


der Staatsleitung jeder Zuſtro7m von Menſchen lieb ſein. 
Konfeſſionelle Zwiſtigkeiten hatten Preußen jhon einmal wert⸗ 
volles, neues Menſchenmaterial in den franzöſiſchen Emigranten 
geſchenkt, die bei 
der Aufhebung des 
Edikts von Nantes 
in Scharen aus der 
alten Heimat aus- 
wanderten. Spä- 
ter, vor jetzt 200 
Jahren, fandcFried⸗ 
rich Wilhelm I., 
der Soldatenkönig, 
Anlaß zu weiteren 
Beſiedlungen. 
Und wieder waren 
religiöſe Kämpfe 
der Grund, daß 
Preußen neue 
Bürger gewann. 
In den öſterreichi⸗ 


fenen Tartaren ſchen Alpenländern 
hatten unmenſch⸗ i ** * ; war zwar die 
lich gewütet; allein Fr x 3 a Reformation mit 
aus Oſtpreußen Í i 8 eee großer Strenge, 
waren 34000Mlen-e ii mn “elimine hnisl ne 5 = TE RER mit Geld- und 
ſchen in tartariſche merten ..... i 7 ae ee tat Leibesſtrafen 

Sklaverei geführt ger erſte Zug der Salzburger wird am 30. April 1732 am Halleſchen Tor zu Berlin feierlich von der geſamten unterdrückt wor: 
worden.) So mußte Berliner Geiftlichteit empfangen / Zeitgenöſſiſche Darftellung, unbekannter Stecher den. Wiederholt 
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hatten Austreibungen der Evangeliſchen ſtattgefunden, wobei es 
fogar vorkam, daß man die Kinder der Vertriebenen gewaltſam 
zurückhielt. Trotzdem war im Erzbistum Salzburg das evan⸗ 
geliſche Bekenntnis ohne beſtellte Pfarrer und Lehrer lebendig ge⸗ 
blieben; die einzelnen Hausväter unter- 
richteten ihre Hausgenoſſen in den 3 
Lehren des evangeliſchen Glaubens. Im 3 
Jahre 1250 meldeten ſich nicht we⸗ 
niger als 20 678 Perſonen freiwillig 
bei einer erzbiſchöflichen Kommiſſion 
zur Aufzeichnung als Evangeliſche. 
Selbſt die Regimenter des Kaiſers 
konnten die Überzeugung der Evan⸗ 
geliſchen nicht wankend machen und ſo 
wurden ſie gegen Ende des Jahres 
1751 „mit hintantragendem Sack und 
Pack“ über die Grenzen des Erzbistums 
gewieſen. 

Friedrich Wilhelm J. benützte gern 
die Gelegenheit, neue Bürger für ſeine 
Staaten zu gewinnen und ſandte ihnen 
ſogleich Kommiſſare, die ihnen an= 
boten, fih in den Ländern der preußi⸗ 
ſchen Krone anzuſiedeln. Der ſonſt ſo 
ſparſame König ging ſogar ſoweit, 
ihnen Zehrungsgelder, und zwar vier 
Groſchen für den Mann, drei Groſchen 
für die Frau und zwei Groſchen für 
das Kind pro Tag und Kopf zu zahlen. 
Am 2. Februar 1752 erließ er ein förm⸗ 
liches, öffentliches Patent, daß er bereit 
fei, die Vertriebenen aufzunehmen, 7000 
wurden ſofort übernommen und von 
den preußiſchen Kommiſſaren teils zu 
Waſſer und teils zu Fuß in die neue 
Heimat geleitet. Die erſten 843 Salz- 
burger trafen am 50. April 1752 in 
Berlin ein und wurden am Ballefchen 
Tor von der geſamten Berliner Geiſt⸗ 


Als ich nun meines Weges die Straße hinanjuhr, 

Fiel mir ein Wagen ins Auge, von tüchtigen Bäumen gefüget, 
Von zwei Ochsen gezogen, den größten und stärksten des Auslands. 
Nebenher aber ging mit starken Schritten ein Mädchen, 

Lenkte mit langem Stabe die beiden gewaltigen Tiere, 

Trieb sie an und hielt sie zurück; sie leitete klüglich. 

Als mich das Mädchen erblickte, so trat sie den Pferden gelassen 
Näher und sagte zu mir: nicht immer war es mit uns so 
Jammervoll, als Ihr uns heut auf diesen Wegen erblicket. 


Aus der von Ludwig Richter illuftrierten Ausgabe von „Hermann und Dorothea” fammen. 


Politiſche Chronik 


lichkeit feierlich empfangen. Auch unterwegs erhielten ſie viele Be⸗ 
weiſe von Menſchenfreundlichkeit; nach einer zeitgenöſſiſchen Quelle 
haben die beiden erſten Transporte allein in der Stadt Leipzig 20 000 
Taler an Geldgeſchenken erhalten. Sie waren übrigens nicht un⸗ 
bemittelt; viel zitiert iſt ja die Anekdote 
aus Göckings „Vollkommener Emigra- 
tionsgeſchichte“: wie eines reichen Bür⸗ 
gers Sohn an einem mit den Salz- 
burgern ziehenden Mädchen Gefallen fin⸗ 
det, ſie als Dienſtmagd für ſeine Eltern 
annimmt und dann um ihre Hand wirbt. 
Bei der Verlobung zieht fie als Mahl- 
ſchatz einen Beutel mit 200 Dukaten 
aus dem Mieder. Die kleine Geſchichte 
hat Goethe zu dem epiſchen Gedicht 
„Hermann und Dorothea“ angeregt. 
Der Soldatenkönig, der es ſehr gern 
ſah, wenn neue Siedler auch brav Geld 
ins Land brachten, ſchrieb im Juni 
1752 an einen feiner Miniſter über die 
Salzburger: „Geſtern ſind wieder 750 
angekommen und werden in einigen 
Tagen noch mehrere erwartet. Dieſes 
ſind recht gute Leute und viele bemit⸗ 
telte darunter, ſo daß ſie wenigſtens an 
die 40% m. Rtlr. (40 000 Reichstaler) 
baar Geld bey ſich haben...“ 7000 
Salzburger wurden nur erwartet; im 
ganzen kamen jedoch 20 694. „Die Ma⸗ 
nufacturiſten nach der Neumark, die 
Ackerleute nach Preußen“, ſo hatte 
Friedrich Wilhelm beſtimmt. 15 508 
Bürger gewann das oſtpreußiſche Land 
und mit ihnen die Grundlage neuen 
bäuerlichen Lebens. Sie ſind alle gute 
Preußen geworden und ihre Vat- 
kommen halten z. T. noch heute zu⸗ 


Vom 12. bis 26. April 


Länderwahlen: 


Die Landtagswahlen in Preußen, Bapern, Württemberg und 
Anhalt und die Hamburger Bürgerſchaftswahlen bringen den 
Nationalſozialiſten große Gewinne; die bürgerliche Mitte und die 
gemäßigte Rechte werden ſtark vermindert; das Zentrum erfährt 
einen Stimmenzuwachs, während die Sozialdemokratie Derlufte er- 
leidet; auch die Kommuniſten gehen zurück (24. 4.). — Der neue 
Landtag wird zum 24. Mai einberufen, für dieſen Zeitpunkt wird 
auch der Rücktritt der Regierung Braun angekündigt. — Zum 
Ausgang der Wahlen veröffentlicht der Dorftand der preußiſchen 
Zentrumspartei eine Erklärung, in der es heißt, daß die preußiſche 
Sentrumsfraktion bereit iſt, „mit allen Parteien zuſammenzuarbeiten, 
die auf der Grundlage der Derfafjung dem Wohle des ganzen Volkes 
zu dienen entſchloſſen ſind“. : 


Ausland: 


Die vier Signatarmächte England, Frankreich, Italien und 
Japan erheben wegen des Memelkonflikts beim Internationalen 
Gerichtshof im Haag Klage gegen Litauen (11. 4.). — Amerika 
fordert auf der Abrüſtungskonferenz die Abſchaffung aller Angriffs» 
waffen. — England, Deutſchland, Italien und die meiſten übrigen 


Staaten treten dieſer Forderung bei (11. v; — Die Donaufrage. 
12. 


wird vom Völkerbundsrat auf Mai vertagt J.). — Auf einem 


Eſſen der Pilgrims⸗Geſellſchaft hält der neue amerikaniſche Bot- 


ſchafter in London Mellon eine Rede, in der er ſich für eine enge 
Suſammenarbeit zwiſchen England und Amerika ausſpricht (14. 4.). 
— Im Poölkerbundsrat bezeichnet der Vertreter Griechenlands 
Denizelos die bisherige Finanzhilfe für die Donau- und Baltan- 
ſtaaten als völlig ungenügend (15. 4.). — Reichskanzler Dr. Brüning trifft 
in Genf ein (15. 4.). — In Innsbruck wird eine Donau⸗Tagung 
der Internationalen Handelskammer eröffnet, auf der auch 
Deutſchland vertreten ift (16. 4.). — Anläßlich des zehnjährigen 
Beſtehens des Rapallo = Vertrages gibt Reichskanzler Dr. Brüning 
dem ruſſiſchen Außenminiſter £itwinow in Genf ein Frühſtück 
(16. 4.). — Der Allgemeine Ausſchuß der Abrüſtungskonferenz 
nimmt einſtimmig einen Entſchluß an, demzufolge die Abrüſtung 
in Etappen durchgeführt werden ſoll. Der deutſchen Delegation war 
es vorher gelungen, in die Entſchließung den Satz einzufügen, daß 
ſchon die jetzige Konferenz ein erſter entſcheidender Schritt in der 
Abrüſtung fein müſſe (19. 4.). — Wegen der Schaffung des neuen 


mandſchuriſchen Staates kommt es zu ernſten Spannungen zwiſchen 
Rußland und Japan. — In Genf werden von dem Allgemeinen 
cen weitere Entſchließungen zur Abrüſtungsfrage angenommen. 
— Senator Borah fordert im Bundesſenat erneut die Herabſetzung 
der Rüſtungen, die Löſung der Tributfrage und die Überprüfung 
des Verſailler Diktates (20. 4.). — Der Zinsſatz für die durch das 
Hoover-Moratorium geſtundeten Kriegsjchuldenbeträge wird von 
Amerika auf 4 v. H. für zehn Jahre feſtgeſetzt (21. 4.). — Frankreich 
wendet ſich in Genf gegen die Abſchaffung der Angriffswaffen und 
fordert ihre Internationaliſierung (21. 4). — Zu den Verhand- 
lungen des Reichskanzlers Dr. Brüning in Genf mit den aus⸗ 
ländiſchen Staatsmännern über die Tributs, Donau- und Ab- 
rüſtungsfrage wird von der deutſchen Delegation eine Erklärung 
ausgegeben (20. 4.). — Deutſchland überreicht eine neue Memel- 
Note an die Signatarmächte, in der gegen die Zuftände und gegen 
die Wahlbeeinfluſſung im Memelgebiet durch das Direktorium 
Proteft erhoben wird (20. 4.). — Durch Verordnung werden in 
England neue Zölle eingeführt (21. 4.). — Danzig richtet wegen 
danzigfeindlicher Außerungen in der polniſchen Preſſe eine Note 
an Polen (22. 4.). — Durch Note fragt die engliſche Regierung bei 
der deutſchen, franzöſiſchen, italieniſchen, japaniſchen und belgiſchen 
Regierung an, ob dieſe Regierungen mit dem 16. Juni als Termin 
für den Beginn der Lauſanner Konferenz einverſtanden find (26. 4.). 
Reich: 
In Berlin wird von den freien Gewerkſchaften ein außer⸗ 
ordentlicher Kriſenkongreß abgehalten (15. 4). — Durch Zlot- 
verordnung des Keichspräſidenten werden die nationalſozialiſtiſchen 
Sturmabteilungen und Schutzſtaffeln verboten (15. 4). — Der 
deutſche Ausfuhrüberſchuß beträgt im Monat März 152 Millionen 
Mark. — Die Reichsregierung kündigt ein großes Siedlungswerk im 
Often an (20. 4.). — Zum Nachfolger Geheimrats von Borſig im 
Dorit der Vereinigung Deutſcher Arbeitgeberverbände wird General- 
direktor Köttgen gewählt (21. 4). — Die Zahl der Erwerbsloſen 
beträgt am 15. April rund 5 954 000, alſo um faſt hunderttauſend 
weniger als bei der letzten Zählung. d 


Länder: 
In Sachſen wird der Dolksentſcheid über die Auflöſung des 
ſächſiſchen Landtags abgelehnt, in Oldenburg iſt der Volksentſcheid 


erfolgreich (17. 4.). 
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—— Zur Zeitgefchichte 


Die Länderwahlen / das ergebnis des 24. April 
Don Miniſterialrat Dr. Georg Kaifenberg 


In Preußen, Bayern, Württemberg und Anhalt war zum Land- 
tag zuletzt gleichzeitig mit der vorletzten Reichstagswahl am 20. Mai 
1928 gewählt worden. Nach Ablauf der vierjährigen Wahlperiode 
fanden die ordentlichen Neuwahlen am 24. April ſtatt. Hamburg 
hat eine dreijährige Wahlperiode. Seine Bürgerſchaft war zuletzt 
am 27. September 1951 neu gewählt worden, hatte ſich indeſſen 
ſchon am 15. März 1952 wieder aufgelöſt. Die Neuwahl fand 
gleichfalls am 24. April ſtatt. Die in dieſen fünf Ländern zur Wahl 
aufgerufenen Stimmberechtigten umfaſſen vier Fünftel der geſamten 
deutſchen Stimmberechtigten. 

Daß die Neuwahlen eine ſtarke Verſchiebung der bisherigen 
Parlamentsvertretungen bringen würden, ſtand angeſichts des außer⸗ 
gewöhnlich ſtarken, in der deutſchen Parteiengeſchichte bisher nicht 


vorgekommenen ſprunghaften Anwachſens der Vationalſozialiſtiſchen 


Deutſchen Arbeiterpartei, wie fie fih 1951 bei den Wahlen in Heffen 
und Hamburg, neuerdings bei der Reichspräſidentenwahl fund- 
gegeben hatte, feſt. Es behielten auch diejenigen recht, die den 
bürgerlichen Mittelparteien, den zwiſchen Sozialdemokratie und 
Deutſchnationaler Volkspartei ſtehenden Parteien, ausgenommen die 
feſtgefügte Deutſche Zentrumspartei, keine günſtige Prognoſe zu 
ſtellen glaubten. 

Der neue preußiſche Landtag wird infolge Erhöhung der Der- 
teilungszahl von früher 40 000 auf jetzt 50 000 insgeſamt 422 Ab- 
geordnete, gegenüber bisher 450 zählen. Hiervon ſind 350 in den 
Wahlkreiſen, 31 durch Verrechnung in den Wahlverbänden und 41 
auf Landeswahlvorſchläge gewählt. Bei der günſtigen Wall- 
beteiligung von etwa 82,5 v. HZ. hat fich die Erhöhung der Der- 
teilungszahl nicht beſonders ausgewirkt. Die neue und die alte Zu = 
ſammenſetzung des Landtags zeigt folgende Überſicht: 


Abgeordnetenſitze 


Wahl am 24. April 1932 || Wahl am 20. Mai 1928 
(Verteilungszahl 50 000, ine sam 40 000, 


Parteien Wahlbeteiligung 82,5%) || Wahl igung 76,4 %) 


überhaupt v. Hg. überhaupt v. g. 
Nationalſozialiſten 162 38,4 8 1,8 
Sozialdemokraten 93 22,0 137 30,4 
Zentrum 67 15,9 71 15,8 
Kommuniſten 57 13,5 56 12,4 
Deutſchnationalle 31 7,8 82 18,2 
Deutſche Volkspartei u. - 17 f 40 8,9 
Dolfsrechtpartei s 2 0,4 
Staatspartei .........- 2 0,5 21 4,7 
Chriſtlich⸗Sozialer Dolfs- : 
T 2 0,5 — — 
Deutfh-Hannoveraner .. 1 0,2 4 0,9 
Wirtfchaftspartei ...... — — 21 4,7 
%%% EEE ER — — 8 1,8 
| 422 | 1000 || 450 | 100,0 


In Bayern verteilen fih 128 Abgeordnetenſitze wie folgt: 
Baperiſche Volkspartei 45, Vationalſozialiſten 43, Sozialdemo- 
raten 20, Baperiſcher Bauernbund und Siaatspartei 9, Kommu- 
niſten 8, Deutſchnationale 5. 


In Württemberg (Wahlbeteiligung 71,2 v. H.) entfallen von den 
80 Landtagsſitzen auf die Nationalfozialiften 25, das Zentrum 17, 
die Sozialdemokraten 14, den Bauern- und Weingärtnerbund 9, die 
Kommuniſten 7, die Demokraten und die Deutſche Volkspartei 4, 
auf den Chriſtlichen Volksdienſt und die Deutſchnationalen je 3. 


In Anhalt (Wahlbeteiligung 90 v. H.) erhielten von 56 Sitzen 

die Nationalſozialiſten 15, Sozialdemokraten 12, Kommuniſten 3, 
Deutſchnationale und Deutſche Polkspartei je 2, Staatspartei und 
Haus- und Grundbeſitzer je 1 Mandat. 
In Hamburg (Wahlbeteiligung 79,7 v. H.) verteilen fih die 
160 Sitze der Bürgerſchaft auf die Parteien wie folgt: National- 
ſozialiſten 51, Sozialdemokraten 49, Kommuniſten 26, Staats- 
partei 18, Deutſchnationale 7, Deutſche Volkspartei 5, Zentrum 2, 
Chriſtlicher Volksdienſt und Wirtſchaftspartei je 1. 

Vergleicht man das Ergebnis des 24. April mit dem der letzten 
Reichstagswahl, fo ift zu buchen ein mäßiger Verluſt der Sozial- 
demokratie, eine Stärkung des Zentrums und der Baperiſchen Dolfs- 
partei, eine Verdoppelung der Nationalſozialiſten, eine empfindliche 
Schwächung der Deutſchnationalen Volkspartei und eine faſt 


158 


völlige Aufreibung der bürgerlichen Mittelparteien, ſchließlich eine 
Schwächung der Kommuniſtiſchen Partei. 


Bei der Reichstagswahl 1950 wurden in Preußen 
im Durchſchnitt von je 100 Stimmberechtigten 81,62, bei der Land⸗ 
tagswahl am 24. April dagegen 81,74 gültige Stimmen abgegeben. 
Legt man den Stimmenzahlen von 1950 die Derhältniszahl der 
gültigen Stimmen vom 24. April, nämlich 81,74, zugrunde, jo ergibt 
ſich für die Parteien folgende Zu⸗ oder Abnahme: 


Stimmenzahlen | Zu der Abnahme 
; aea] | gegenüber der Reihs 
Parteien gr 2 tagswahl Sept. 1930 

im preuß. en 2 

Gebiet 24. April | überhaupt | v. H. 
Nationalſozialiſten . | 3 972 580 | 8008219 | + 4035 639 | + 101,6 
Deutfchnationale.... |1 971 007 |1 524 931 — 446 076 — 22,6 
Sen trum 3 161 963 3 374 413| + 212450 | + 6,7 
Sozialdemokraten .. 4 995 428 4 674 943 | — 320 485 — 6,4 
Kommuniften ...... 3 145 174 | 2 819602 | — 325572 | — 10,4 


Die Nationalſozialiſten haben ihre Aufwärtsbewegung gegen⸗ 
über dem erſten Wahlgang der Reichspräfidentenwahl noch fortgeſetzt 
und können eine Mehrung von 1 178 459 Stimmen oder 15,5 v. H. 
aufweiſen. Sie ſind in Preußen, Württemberg, Hamburg und Anhalt 
die ſtärkſte, in Bapern die zweitſtärkſte Partei geworden. Die 
Kommuniſten haben verglichen mit den in den fünf Ländern beim 
erſten Präſidentenwahlgang für ihren Kandidaten Thälmann ab- 
gegebenen Stimmen eine Minderung von 547 796 Stimmen oder 
14,1 v. H. zu verzeichnen. . 


Preußifches Zentrum und Baperiſche Volkspartei haben abſolut 
und relativ an Stimmen gewonnen. Die bürgerlichen Mittelparteien 
ſind jedenfalls in Preußen in den Kreis der Splitterparteien gerückt. 
Die Deutſche Staatspartei hat in Preußen mit 552 441 Stimmen 
2 Sitze, die Deutſche Volkspartei mit 550 807 eigenen Stimmen und 
44 119 Stimmen der mit ihr verbundenen Dolfsrechtpartei 7 Sitze 
erhalten. Die Volkspartei konnte in den vier weſtlichen Wahlkreis⸗ 
verbänden (Schleswig⸗Holſtein⸗Hannover, Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau⸗ 
Rheinland⸗Süd, Rheinland⸗Nord) je 1 Verbandsſitz, die Staats- 
partei nur im Verbande Brandenburg I 1 Derbandsſitz erhalten. 
Während die Volkspartei auf ihrem Landeswahlvorſchlag ihre Reſt⸗ 
ſtimmen voll verwerten konnte, blieben von den Stimmen der 
Staatspartei 252 441 unverwertet. Das gleiche Schickſal teilen 
Wirtſchaftspartei und Deutſches Landvolk mit allen ihren Stimmen. 
Dieſe beiden Parteien hatten zuſammen mit der Gruppe Graf 
von Weſtarp (Junge Rechte) einen gemeinſchaftlichen Landeswahl⸗ 
vorſchlag eingereicht, hatten aber in den Verbänden nicht Liſten⸗ 
verbindung eingegangen. Wären die zwiſchen Zentrum und Deutſch⸗ 
nationalen ſtehenden Rechtsparteien und die Staatspartei zuſammen⸗ 
gegangen, ſo hätte die bürgerliche Mitte 15 Sitze mehr erhalten. 


Ein Vergleich zwiſchen zweitem Präſidentenwahlgang und den 
Wahlen vom 24. April ift nur mit Dorficht anzuſtellen. In 
Preußen, Bayern, Württemberg, Hamburg und Anhalt hat Hinden- 
burg am 10. April 15495616 Stimmen erhalten, während die 
„Hindenburg⸗Parteien“ am 24. April nur 12 744578 Stimmen auf 
ſich vereinigt haben. Die Minderung iſt zum Teil auf die 
ſchwächere Wahlbeteiligung bei der württembergiſchen Landtagswahl, 
zum Teil darauf zurückzuführen, daß von den Deutſchnationalen 
etwa ein Fünftel für Hindenburg geſtimmt hat und auch kommu⸗ 
niſtiſche Stimmen Hindenburg zugute gekommen ſind. Immerhin 
ſteht feſt, daß Hindenburgs Wählerſchaft ſich überwiegend aus 
Sozialdemokraten, Zentrum und Baperiſcher Volkspartei zuſammen⸗ 
ſetzt und nur zum kleineren Teil aus Angehörigen der ſog. bürger⸗ 
lichen Mitte. 


Die nächſten Auswirkungen der Wahlen werden in den Der- 
ſuchen zu neuen NRegierungsbildungen beſtehen. In Preußen muß 
die Regierung Braun demiſſionieren. b es gelingen wird, ein 
een dee u Kabinett durch eine Koalitionsregierung abzu⸗ 
löſen, das iſt die große innerpolitiſche Frage der nächſten Wochen. 
In Württemberg und in Hamburg ift weder eine Rechtsmehrheit, 
noch eine Linksmehrheit et In Anhalt verfügt die Rechte 
bis zur Volkspartei über eine Mehrheit von vier Stimmen. In 
Bayern kann die Baperiſche Volkspartei entweder mit den National- 
ſozialiſten oder mit den Sozialdemokraten eine Mehrheitsregierung 
bilden. Soweit ſich bisher überſehen läßt, wird die Zahl der 
geſchäftsführenden Landeskabinette, wie fie derzeit in Bayern, 
Heffen, Hamburg und Oldenburg beſtehen, wohl eher vermehrt als 
vermindert werden. 
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Dölkerbund und deutſcher Donauplan 


Als Unterlage für Beratungen im Wirtſchaftsausſchuß des 
Völkerbunds hat ſoeben deffen wirtſchaftliche Abteilung eine Ju- 
ſammenſtellung der wichtigſten ſtatiſtiſchen Angaben über den 
Außenhandel der Donauſtaaten während der Jahre 1928 bis 1951 
veröffentlicht, die im Hinblick auf die Beratungen über die Donau⸗ 
frage von größtem Intereſſe ſind. Entſprechend dem bekannten 
Sanierungsplan der franzöſiſchen Regierung wird in der Völker- 
bundsarbeit neben Gſterreich, Ungarn, Rumänien und Jugoſlawien 
auch die Tſchechoſlowakei zur Donaugruppe gerechnet. Die deutſche 
Theſe, wonach eine Beſſerung der Wirtſchaftslage in den hilfs- 
bedürftigen Donauftaaten nur zu erwarten ift, wenn man ihre öko⸗ 
nomiſchen Beziehungen zu den natürlichen Aufnahmegebieten der 
Mitte und des Weſtens Europas vertieft und ihnen dort Abſatz zu 
auskömmlichen Preiſen fichert, findet in der Denkſchrift des Völker⸗ 
bundsſekretariats ihre beſondere Stütze. Aus der Denkſchrift tritt 
die Linie der Entwicklung recht plaſtiſch hervor, nach der für jeden 
Staat der Donaugruppe der Export in die vier anderen Länder der 
Gruppe von 1928 bis 1951 wichtiger war als der Abſatz nach irgend⸗ 
einem anderen Staate. Daraus ergibt fich, daß der ſchon jetzt fo leb⸗ 
hafte Güteraustauſch der Donauſtaaten untereinander durch das im 
franzöſiſchen Plan vorgeſehene Mittel der gegenſeitigen und nur 
auf den Donauraum beſchränkten Zollbevorzugung nicht in einem 
Maße geſteigert werden könnte, daß eine durchgreifende Anderung 
der gegenwärtigen Notlage die Folge wäre. Im Gegenteil läßt ſich 
auch an Hand der vom Dölkerbund zuſammengeſtellten Zahlenreihen 
feſtſtellen, daß ein derartiges Präferenzſyſtem der Landwirtſchaft 
Gſterreichs und der Tſchechoſlowakei erheblichen Schaden zufügen 
müßte und daß die mit ihm zweifellos verknüpfte Belebung der 
tſchechoſlowakiſchen und öſterreichiſchen Induſtrie nur auf Koften 
der induſtriellen Einfuhr aus den übrigen Induſtrieländern zu er⸗ 
zielen wäre. Die Völkerbundsſtatiſtik ſtellt aus den Fahlenreihen 
ausdrücklich feſt, daß nächſt dem Donauraum ſelbſt das Deutſche 
Reich für die Donauftaaten der erſte Lieferant und Abnehmer ift. 
Deutſchland und Italien nahmen in dem günſtigen Wirtſchafts⸗ 
jahr 1928 20 bzw. 7 v. H. der Ausfuhr auf und waren an der Ein⸗ 
fuhr mit 21 v. H. und 4 v. H. beteiligt. Zeugt diefe Feſtſtellung 
ſchon von der entſcheidenden Bedeutung, die einer Verbeſſerung der 
Beziehungen zwiſchen den Donauftaaten und den großen mittel- 
und weſteuropäiſchen Märkten beizumeſſen iſt, ſo iſt es darüber 
hinaus für uns recht wertvoll, der Denkſchrift des Dölferbunds- 
ſekretariats die Tatſache entnehmen zu können, daß die Donau- 
ſtaaten auf dem Wege der Selbſthilfe ſchon ein beträchtliches Stück 
vorwärtsgegangen ſind. Der Abſatz der Donauländer hat ſich inner⸗ 
halb ihrer Gruppe zwiſchen 1928 und 1951 von 35,5 v. Ñ. auf 
28,5 v. N. vermindert. Daraus ergibt fih alfo überzeugend, daß 
heute eine künſtliche Anfachung des Warenaustauſches innerhalb 
der Donaugruppe unwirkſam bleiben muß und daß nur die Ermög⸗ 
lichung des Abſatzes zu auskömmlicheren Preiſen nach ihren natür⸗ 
lichen Abſatzgebieten Deutſchland und Italien der öſterreichiſchen 
Wirtſchaft und der Getreideproduktion der notleidenden ſüdoſt⸗ 
europäiſchen Agrarſtaaten helfen kann, wie fie mit einer Anwendung 
des deutſchen Vorſchlages gegeben werden könnte. England und 
Frankreich kommen nach den Unterlagen der Denkſchrift als für den 
Donauraum intereſſierte Märkte nicht in Betracht. Sie nehmen 
1½ v. H. (England) und 2—3 v. H. (Frankreich) dorthin. Für fie 
bedeutet alſo ein Verzicht auf die Meiſtbegünſtigung gegenüber den 
im deutſchen oder im franzöſiſchen Vorſchlag enthaltenen Präferenzen 
kein wirtſchaftliches Opfer von irgendeiner Bedeutung. Wenn, wie 
fih weiter aus der Völkerbundsſtatiſtik erſehen läßt, der deutſche 
Export nach Jugoſlawien, Rumänien und Ungarn 1951 ſich ungefähr 
mit dem nach Gſterreich gedeckt und nur etwa 65 v. H. der deutſchen 
Ausfuhr nach der Tſchechoſlowakei betragen hat, fo ift diefe Tat- 
ſache auf die geſchwundene Kaufkraft in den reinen Agrarexport⸗ 
ſtaaten des europäiſchen Südoſtens zurückzuführen. Sie läßt er⸗ 
kennen, wie ſtark das Deutſche Reich an allgemeiner Behebung der 
Wirtſchaftskriſe im Südoſten intereſſiert iſt, wie unerträglich aber 
die im franzöſiſchen Plan enthaltene Präferenzierung der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Induſtrie im Donauraum für die deutſche Wirtſchaft 
ſein müßte. Daß Bulgarien ſich in gleicher Lage befindet wie 
Rumänien und Jugoflawien und ebenſo hilfsbedürftig iſt, aber auch 
geopolitiſch die gleichen Anſprüche ſtellen kann wie die beiden 
anderen erwähnten Balkanſtaaten, dafür bieten ſchließlich noch die 
in der Völkerbundsarbeit enthaltenen Angaben einen durchſchlagen⸗ 
den Beleg. 


Die Genfer Abrüſtungskonferenz 


Seit ihrem Wiederzuſammentritt am 1. April hat die Ab⸗ 
rüſtungskonferenz mit der Durchberatung ihres vor der Oſterpauſe 
aufgeſtellten Arbeitsprogramms begonnen. Dieſes Arbeitsprogramm, 
das das hauptſächliche Ergebnis der Beratungen vom Beginn der Kon- 


ferenz am 2. Februar bis zum Beginn der Oſterpauſe am 19. März 
darſtellt, iſt in drei Dokumenten feſtgelegt. Davon enthält das erſte 
eine nach Materien gegliederte Zufammenftellung aller von den Dele- 
gationen der einzelnen Länder vorgelegten Vorſchläge (Völkerbunds⸗ 
dokument Conf. D. 99), das zweite eine Zergliederung und Auf⸗ 
reihung dieſes ganzen Materials an Dorfchlägen nach dem Diſpoſi⸗ 
tionsſchema des Konventionsentwurfs der Vorbereitenden Ab- 
rüſtungskommiſſion (Conf. D. 102), das dritte Dokument enthält das 
Arbeitsprogramm für die einzelnen Kommiſſionen der Konferenz in 
der Form einer Liſte von Fragen, die auf die einzelnen Kommiſſionen 
verteilt find (Conf. D. 105). Wer den Arbeiten der Abrüſtungs⸗ 
konferenz im einzelnen folgen will, muß dieſe drei Dokumente fort⸗ 
während zur Hand haben, da ſich die Diskuſſion in der General- 
kommiſſion und in den Spezialkommiſſionen der Konferenz auf Grund 
dieſer Dokumente vollzieht. Ein nützliches Hilfsmittel für diejenigen, 
die die Genfer Abrüſtungsdebatte fortlaufend verfolgen wollen, ſtellt 
die von der „Deutſchen Liga für Völkerbund“ ſeit Beginn der Kon⸗ 
ferenz wöchentlich herausgegebene Zeitjchrift „Völkerbund, die Ab⸗ 
rüſtungskonferenz“, dar, von der bisher zwölf Nummern, die letzte am 
22. April erſchienen find (Genf, 55, rue de Rhöne). 


Die Konferenz trat nach dem Wiederbeginn ihrer Sitzungen in 
die Beratung des der Generalkommiſſion überwieſenen Verhand- 
lungsſtoffes ein. In der Liſte dieſer Fragen (vgl. Völkerbunds⸗ 
dokument D. 105) ſtehen am Anfang die prinzipiellen Fragen der 
Abrüſtung, und zwar unter Punkt 1 die Frage der Rüftungsherab- 
ſetzung als ſolcher. Die Frageſtellung hierzu lautet, ob die Rüſtungs⸗ 
verminderung durch ein einzelnes Abkommen oder etappenweiſe durch 
mehrere Abkommen und bis zu welchem Niveau erfolgen ſolle. Die 
zweite prinzipielle Frage bezieht ſich auf die Kriterien der Rüſtungs⸗ 
reduktion und die dritte auf die Frage der qualitativen Rüſtungs⸗ 
verminderung, d. h. darauf, ob die Abrüſtung durch das Verbot oder 
die Einſchränkung beſtimmter Waffenarten zu vollziehen iſt. Punkt 4 
der Tagesordnung bezieht ſich in erſter Linie auf die von der fran⸗ 
zöſiſchen Delegation der Konferenz vorgelegten Vorſchläge, die die 
franzöſiſche Sicherheitstheſe (Ausbau von Artikel 16 der Völkerbund⸗ 
ſatzung, Organiſation einer internationalen Streitmacht, Inter- 
nationalifierung der Zivilluftfahrt) enthalten. Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung ift der für Deutſchland wichtigſte Punkt der ganzen Ab- 
rüſtungsfrage, nämlich der, ob die Rüſtungsbeſtimmungen der Frie⸗ 
densverträge Maßſtab der allgemeinen Abrüſtung ſein ſollen und ob 
die deutſche Abrüſtung und die Abrüſtung der andern fürderhin auf 
gleichen Methoden beruhen ſoll. Es handelt ſich hier alſo um die 
Fragen der deutſchen Gleichberechtigung und um die Methoden- 
gleichheit in der Abrüſtung. Bisher hat die Generalkommiſſion die 
drei erſten Punkte ihrer Tagesordnung vorläufig abgehandelt und die 
Frage der qualitativen Rüſtungsverminderung zur techniſchen Weiter⸗ 
behandlung an die Spezialkommiſſionen für Land-, Sees und Luft⸗ 
rüſtungsfragen weitergegeben, während die Diskuſſion der Pundte 4 
und 5 bis nach Erledigung von Punkt 3 in den Spezialkommiſſionen 
verſchoben worden iſt. Welches iſt nun das Ergebnis dieſer zwei⸗ 
wöchigen Diskuſſion d 


Sie begann mit einer Rede des Führers der amerikaniſchen 
Delegation, des Botſchafters Gibſon, der eine Reſolution vorlegte, 
die das Verbot von Tanks, ſchwerer beweglicher Artillerie und der 
Verwendung von giftigen Gaſen vorfah. Der Refolutionsantrag wurde 
dabei vom Standpunkt der Sicherheit begründet: Das Gefühl der 
Unficherheit kommt von der Furcht vor einer feindlichen Invaſton. 
Die Invaſionsmöglichkeit iſt eine Folge der Überlegenheit der An⸗ 
griffswaffen gegenüber den Derteidigungswaffen, alfo kann Sicher⸗ 
heit am beſten dadurch hergeſtellt werden, daß den Defenſivwaffen 
und Feſtungen die Überlegenheit gegenüber den Angriffswaffen ge⸗ 
geben wird, was durch das Verbot gewiſſer entſcheidender Angriffs⸗ 
waffen geſchehen könnte. Die ſich an dieſem Antrag anſchließende 
Debatte, bei der der deutſche Delegationsführer, Botſchafter Nadolny, 
den deutſchen Standpunkt ausführlich darlegte, zeigte eine intereſſante 
Konſtellation der auf der Konferenz vertretenen Mächte und Mächte⸗ 
gruppen. Dem von den Amerikanern formulierten Grundſatz der 
Notwendigkeit des Verbotes gewiſſer Angriffswaffen ſchloß ſich von 
den Großmächten England, Italien, Deutſchland und Rußland an, 
während Frankreich und ſeine Bundesgenoſſen ſich dagegen wandten. 
Dabei betonte beſonders der deutſche und der italieniſche Vertreter, 
daß es nicht genüge, Tanks und ſchwere bewegliche Artillerie und 
Gaswaffen zu befeitigen, ſondern daß man die geſamten Angriffs- 
waffen zerſtören müſſe. Die italieniſche Delegation legte in dieſem 
Fuſammenhang ein ausführliches Programm für diefe qualitative 
Rüftungsverminderung vor, das nicht nur die Beſeitigung der von 
den Amerikanern genannten Angriffswaffen, ſondern auch der ge⸗ 
ſamten Bombenflugwaffe, der Unterſeeboote und der Schiffe über 
10 000 Tonnen vorſieht und präziſierte Vorſchläge über die bei der 
Beſeitigung dieſer Waffen zu befolgenden Methoden enthält. Der 
italieniſche ie Grandi wies in einer eindrudsvollen 
Rede, ebenſo wie das vor ihm der deutſche Vertreter Nadolny ſchon 
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getan hatte, darauf hin, daß für die Frage, welche Waffen als eigent- 
liche Angriffswaffen zu bezeichnen feien, in den Abrüſtungsbeſtim⸗ 
mungen des Derjailler Vertrages die Antwort vorliege. Der fran- 
zöſiſche Miniſterpräſident Tardieu wandte ſich in längerer in der 
Argumentation vielfach ſehr ſchwacher Rede gegen die qualitative 
Rüſtungsverminderung und verwies auf die franzöſiſchen Vorſchläge, 
die eine „Internationaliſierung“ der Angriffswaffen in der Form 
vorſehen, daß ſie dem Völkerbund „zur Verfügung geſtellt“ werden 
ſollen. 


Das Prinzip der qualitativen Rüſtungsverminderung, d. h. des 
Verbots oder der Beſchränkung beſtimmter Waffenarten, wurde 
ſchließlich mit einer Reſolution angenommen, um die es einen mehr⸗ 
tägigen Kampf gab. Die Reſolution wurde eingebracht von dem 
engliſchen Außenminiſter Sir John Simons und bekämpft von den 
Franzoſen und ihren Freunden. Sie wurde ſchließlich einſtimmig 
angenommen in einem Wortlaut, der äußerlich den Franzoſen ent⸗ 
gegenkam. Bei der Debatte zeigte ſich eine weitgehende Iſolierung 
des franzöſiſchen Standpunktes. Vergleicht man das Ergebnis dieſer 
Diskuſſion mit dem Inhalt des von Deutſchland abgelehnten Kon- 
ventionsentwurfes der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion, ſo zeigt 
ſich ein deutlicher Fortſchritt im Sinne der deutſchen Abrüſtungs⸗ 
theſe. Die Idee der qualitativen Rüſtungsbeſchränkung, d. h. der 
Beſeitigung gewiſſer Waffenarten, und zwar gerade derjenigen, die 
Deutſchland im Derſailler Vertrag verboten wurden, hat deutliche 
Fortſchritte gemacht. Die Abrüſtungsbeſtimmungen des Derfailler 
Vertrages wurden nicht nur von dem Vertreter Deutſchlands, ſondern 
ſehr energiſch auch von dem Italiens und ſelbſt von dem Englands 
als Vorbild der Abrüſtung angeſprochen und der Gedanke der Gleich⸗ 
berechtigung, d. h. daß die Abrüſtungsmethoden für alle Völker gleich 
ſein müßten, wurde mehrfach unterſtrichen. 


Demgegenüber iſt es von geringer Bedeutung, daß die Konferenz 
in Beantwortung der erſten prinzipiellen Frage des Diskuſſions⸗ 
programms der Generalkommiſſion das Prinzip der etappenweiſen 
Rüſtungsverminderung aufgeſtellt hat. Man muß fih immer klar 
vor Augen halten, daß die Abrüſtungsfrage, politiſch geſehen, für 
Deutſchland die Frage des Rüftungsausgleichs ift, d. h. der Beſeiti⸗ 
gung der qualitativen und quantitativen Rüſtungsdifferenz zwiſchen 
uns und den anderen Staaten. Wir wollen die Beſeitigung dieſer 
Differenz durch die Herabfegung der Rüſtungen der anderen nach den 
gleichen Maßſtäben und Methoden unſerer eigenen Abrüſtung. Daß 
dieſer Rüſtungsausgleich nicht auf einmal vor ſich gehen kann, ſelbſt 
wenn wir völlige Rüſtungsfreiheit hätten, liegt ſchon aus finanziellen 
Gründen auf der Hand. Der Rüſtungsausgleich iſt ein Prozeß von 
Jahren. Mit dem Prinzip des etappenweiſen Rüſtungsausgleiches 
können wir uns deshalb abfinden. Die erſte Etappe muß aber ent⸗ 
ſcheidend ſein und dieſer Grundſatz iſt in Genf ebenfalls angenommen 
worden. Entſcheidend ift aber die Herſtellung der prinzipiellen 
Gleichheit in der Wehrfrage, d. h. der qualitativen Gleichberechtigung 
oder noch anders ausgedrückt: Es darf künftig Deutſchland nichts 
verboten ſein, was den andern geſtattet iſt, und es darf den andern 
nichts geſtattet ſein, was uns verboten iſt. Für Deutſchland muß 
das in Genf abzuſchließende allgemeine Abrüſtungsabkommen an die 
Stelle der Abrüſtungsbeſtimmungen des Derfailler Vertrages treten. 
Wehrfreiheit und Wehrbeſchränkungen müſſen für alle Staaten gleich 
ſein. Nur ſo iſt die deutſche Gleichberechtigung gewahrt. 


Wenn man das Ergebnis der Debatten der Abrüſtungskonferenz 
zwiſchen dem 11. und 25. April kurz zuſammenfaßt, läßt fih fol- 
gendes ſagen: Der deutſche Standpunkt, daß die Abrüſtungs⸗ 
methoden des Derfailler Vertrages zum Ausgangspunkt für die 
allgemeine Abrüſtung gemacht werden müſſen, hat an Boden ge- 
wonnen. Das Prinzip der Beſeitigung der Angriffswaffen iſt an⸗ 
genommen. Es hat ſich eine deutliche Iſolierung Frankreichs gezeigt. 
Die Frage der deutſchen Gleichberechtigung iſt zwar verſchiedentlich 
deutlich erwähnt, aber noch nicht gründlich diskutiert worden, ebenſo⸗ 
wenig wie die franzöſiſche Sicherheitstheſe. Dieſen beiden für den 
Ausgang der Konferenz entſcheidenden Fragen iſt man mit Rückſicht 
auf die in Frankreich bevorſtehenden innerpolitiſchen Entſcheidungen 
vorläufig aus dem Wege gegangen. Daran hatte auch Deutſchland 
ein Intereſſe, denn eine Diskuſſion dieſer Fragen vor den franzöſiſchen 
Wahlen hätte nur zu einer Verſteifung der Gegenſätze führen können. 
Aber die Entſcheidung läßt fih natürlich nicht mehr lange hinaus- 
ſchieben. Sie wird im Mai oder im Juni fallen müſſen. Damit 
wird dann allerdings auch die Frage, ob die Konferenz zu einem poſi⸗ 
tiven Ergebnis führen kann, weſentlich mit entſchieden werden. Zu 
Peſſimismus iſt nach dem bisherigen Verlauf der Debatte kein Grund, 
ebenſowenig wie zu Ungeduld. Es beſteht für die deutſche Politik 
kein Anlaß, durch vorſchnelle Initiative den Prozeß der fih aus- 
breitenden Erkenntnis, daß die Abrüſtungsfrage nur auf dem Boden 
der Gleichberechtigung gelöſt werden könne, zu ſtören. Die Dis⸗ 
kuſſion der franzöſiſchen Vorſchläge über internationale Armee uſw. 
dürfte aller Dorausficht nach wiederum eine weitgehende franzöſiſche 
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Iſolierung in Erſcheinung treten laſſen. Die Leiter der franzöſiſchen 
Politik nach den franzöſiſchen Wahlen werden ſich überlegen müſſen, 
ob ſie bereit ſind, aus den ſich bereits ziemlich deutlich abzeichnenden 
Abrüſtungsfronten die nötigen ſtrategiſchen Schlüſſe zu ziehen, d. h. 
der Wiederherſtellung der deutſchen Gleichberechtigung in der Wehr⸗ 
frage ihre Zuſtimmung zu geben. 


Der Lappoaufſtanò in Finnland 


Der Darlegung des neueſten Aufſtandes ſeien einige Worte über 
den Werdegang des finniſchen Faſchismus vorausgeſchickt. Als be⸗ 
deutender politiſch⸗organiſatoriſcher Machtfaktor konſolidierte fich die 
Lappobewegung vor etwa zwei Jahren. Sie forderte vorerſt die 
Auflöſung der Kommuniſtiſchen Partei Finnlands. Die heraus⸗ 
fordernde Haltung der Kommuniſten in den Kirchen der ſehr konſer⸗ 
vativen Lappogemeinde und die Propaganda zugunſten eines Sowjet⸗ 
finnlands wußten die Führer der Lappoorganiſation für ihre Zwecke 
auszunutzen. Die Lage der finniſchen Republik an der Grenze des 
bolſchewiſtiſchen Staates konnte als eine dauernde Gefahr für die 
Souveränität Finnlands ausgelegt werden. Obgleich von einer 
„kommuniſtiſchen Gefahr“ im Jahre 1950 keine Rede ſein konnte, 
war die Regierung, an deren Spitze damals der gegenwärtige Staats- 
präſident Spinhupfud ſtand, unterſtützt von ſämtlichen bürgerlichen 
Parteien, der Forderung der Lappoführer nachgekommen und hatte 
im Juli 1950 ein Geſetz zum Schutze der Republik im Parlament 
durchgeführt. Auf Grund dieſes Geſetzes wurde die kommuniſtiſche 
Partei aufgelöſt. Somit war die offizielle Aufgabe der Lappo- 
bewegung als erledigt zu betrachten. Ihre Führer haben jedoch ihre 


Unterminierungsarbeit gegen die Derfafjung nicht eingeſtellt. Diel- 


mehr begannen ſie eine erhöhte Aktivität zu entfalten und eine ver⸗ 
antwortungsloſe Agitation gegen den Staat und die republikaniſchen 


-Parteien zu treiben. Die durch die Wirtſchaftskriſe entſtandene Not⸗ 


lage gab hierfür einen günſtigen Boden ab. 


Bereits im Jahre 1950 wurden die verheerenden Auswirkungen 
der Kriſis bemerkbar. Im Jahre 1951 haben fie eine akute Der- 
ſchärfung erfahren. Finnland, deſſen Ausfuhr in ſehr hohem Maße 
auf England angewieſen iſt, mußte von dem Goldſtandard ſeiner 
Währung Abſtand nehmen. Eine für das kleine Land ungeheuere 
Arbeitsloſigkeit und ein erſchütterndes Elend ſuchten das Volk heim. 
In Maſſen ſtrömten die Landarbeiter in die Städte, in der Goff- 
nung, dort Arbeit und Unterſtützung zu finden. Aber die Städte 
konnten ihnen nicht helfen. Es ſei daran erinnert, daß es in Finn⸗ 
land keine ausgedehnte Sozialverſicherung, wie man ſie z. B. in 
Deutſchland hat, gibt. Nur geringe Anſätze einer ſolchen ſind dort 
vorhanden. Enttäuſcht und erbittert wanderten die Arbeitsloſen im 
Lande herum. 


Unter dieſen Derhältniffen hat die Lappopartei im Herbſt 1951, 
unter maßgebender Mitwirkung ihres neuen Generalſekretärs, den 
früheren Generalſtabschef Wallenius, ein neues Programm an= 
genommen, das u. a. die Forderungen der Einſchränkung des all⸗ 
gemeinen Wahlrechts, der Unterdrückung der „marxiſtiſchen“ Propa- 
ganda und Aufhebung der Sozialverſicherung feſtlegte. Überdies be⸗ 
trieben die „Sturmabteilungen“ der Lappobewegung einen Terror 
gegen die Arbeiterorganiſationen und ihre Führer. In den letzten 
Monaten wurden zum Angriffsobjekt der Lappohorden die Volks- 
häufer der organiſierten Arbeiterſchaft, die als ausgezeichnete 
Arbeiterbildungsſtätte in Finnland fih bewährt haben. Beſonder⸗ 
bedrohlich wurde die Lage in der Dorfgemeinde Mäntäla. Bereits 
zweimal fanden dort die Arbeiter ihre Derbandshäufer mit Brettern 
vernagelt. Als kürzlich der Arbeiterverband eine Feſtverſammlung 
veranſtaltete, wurde das Volkshaus von 400 bewaffneten Lappo- 
leuten überraſcht und beſchoſſen. Die Anweſenden haben ſich kaum 
retten können, da die 50 Polizeibeamten nicht imſtande waren, ſie 
vor der Übermacht zu ſchützen. Aus verſchiedenen Bezirken des 
Landes konzentrierten die Lappoführer in Mäntäla mehrere Tauſend 
bewaffnete Anhänger, proklamierten den „Xriegszuſtand“ und 
richteten an den Staatspräſidenten und die Regierung in der Form 
eines Ultimatums folgende Forderungen: Auflöſung der Sozial- 
demokratiſchen Partei und der Arbeitergewerkſchaften, „Vernichtung“ 
des „Marxismus“, die Demiſſion der Regierung und ihre Erſetzung 
durch ein „nationalgeſinntes“ Kabinett, unverzügliche Amtsenthebung 
des Innenminiſters von Born und des Regierungspräſidenten des 
Gouvernements Nyland, Jalander. (Beide bekannte Gegner der 
Lappobewegung.) Bei einer etwaigen Ablehnung dieſer Forde- 
rungen ſchloß das Ultimatum mit der Drohung, es würde ein Marſch 
auf Helſingfors erfolgen mit dem Ziel der Machtergreifung und der 
Durchführung des Lappoprogramms. 


Es ſollten alſo die demokratiſchen und politiſchen Freiheiten 
des Landes aufgehoben werden; die Sozialdemokratiſche Partei, die 
die größte Partei der Republik ift und einen dritten Teil der Wähler⸗ 
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{haft im finnischen Reichstag vertritt, ſollte keine Exiſtenzberechti⸗ 
gung haben. Dieſen abenteuerlichen Anſchlag auf die Grundſätze 
der Verfaſſung wies die Regierung entſchieden zurück. Auf Grund 
des obenerwähnten Geſetzes zum Schutze der Republik, das jeiner- 
zeit unter dem Druck der Lappobewegung zur Bekämpfung der 
kommuniſtiſchen Propaganda erlaſſen worden war, erklärte die 
Regierung den Ausnahmezuſtand. In Rundfunkanſprachen ſetzten 
die Vertreter der Regierung und der Staatspräſident die Gefahr des 
Putſches für die Republik auseinander. In zahlreichen Deranital- 
tungen bekundete die verfaſſungstreue Bevölkerung ihre Unterſtützung 
der Regierung. An dieſer entſchloſſenen Handlung der Staatsgewalt 
und der republikaniſchen Volksmaſſen ift das Unternehmen der 
Lappoführer geſcheitert. In voller Ratloſigkeit zerſtreuten ſich die 
iſolierten Lappotruppen. 

Auf Anordnung der Regierung ſind die Lappoorganiſationen 
aufgelöſt und ihre weitere Betätigung unterſagt worden. Ihre 
Führer wurden in Haft genommen, das Zentralorgan der Lappo- 
partei „Ajan Sana“ wurde verboten. olg. 


Die Arbeitsloſigkeit in den vereinigten Staaten 


Der amerikaniſche Senat hat am 17. Februar den Geſetzentwurf 
des Senators Lafollette, der die Einführung einer ſtaat⸗ 
lichen Arbeitsloſenverſicherung forderte, mit 48 gegen 
55 Stimmen abgelehnt. Dieſer Beſchluß iſt für die Entwick⸗ 
lung des Arbeitsloſenproblems in den Vereinigten Staaten von 
größter Bedeutung. Er charakteriſiert deutlich die Situation in 
Amerika. Trotzdem die Arbeitsloſigkeit auch dort zu einer immer 
ſchwierigeren Frage wird, ſträubt ſich der Amerikaner gegen jede 
Zwangsmaßnahme des Staates. Als die Erwerbsloſigkeit in den 
Vereinigten Staaten durch den Zuſammenbruch der „Proſperity“ in 
ſtändigem Anſteigen begriffen war, hatte der Senator Wagner 1950 
einen Geſetzentwurf eingebracht, um eine Verbeſſerung der Statiſtiken 
über den Beſchäftigungsſtand zu erzielen. Weit bedeutender war die 
Vorlage, die Wagner gleichzeitig dem Kongreß unterbreitete, durch 
die die Neueinrichtung eines ſtaatlichen Arbeitsnachweisſyſtems be- 
zweckt wurde. Dieſes Geſetz über das „Federal Employment Service“ 
wurde vom Kongreß im März 1951 angenommen, vom Präſidenten 
Hoover aber mit der Begründung abgelehnt, daß der Entwurf das 
Kontrollrecht des Bundes nicht in genügendem Maße berüdfichtige. 
Bier zeigte fih Hoover als der ſtrenge Wahrer der ameri- 
Tanifhen Tradition. Wenn der Senat den Gedanken einer 
ſtaatlichen Arbeitsloſenverſicherung verworfen hat, ſchließt er ſich 
damit der Auffaſſung des Präſidenten an, trotzdem kurz vorher am 
28. Januar im Staat Wisconſin durch Geſetz ein wohldurch⸗ 


dachtes Syſtem der Arbeitsloſenunterſtützung beſchloſſen 


worden war. 

„Es gehörte ſtets zu der individualiſtiſchen Überzeugung, die 
bisher das ſoziale denken Amerikas beherrſchte, zu behaupten, daß 
die Gemeinſchaft als ſolche keine Verantwortung für den einzelnen 
Menfchen trägt, wenn er arbeitslos ift oder keine Mittel zum Lebens⸗ 
unterhalt beſizt. Es wurde allgemein angenommen, daß es gewiſſer⸗ 
maßen ſeine eigene Schuld war, keine Arbeit zu finden, und daß er 
mit hinreichender Tat- und Willenskraft ſicherlich eine Stellung 
finden könne. Infolgedeſſen beſitzen die Vereinigten Staaten keinerlei 
Syſtem der öffentlichen Fürſorge.“ Mit dieſen Worten kennzeichnet 
H. B. Butler, der Stellvertretende Direktor des Internationalen 
Arbeitsamts, in feinem vor kurzem erſchienenen Buch Pro- 
bleme der Arbeitsloſigkeit in den Vereinigten 
Staaten“ (Internationales Arbeitsamt, Studien und Berichte, 
Reihe C, Nr. 17, Genf 1951) die Stimmung, die im allgemeinen noch 
heute in Amerika herrſcht. Aber er ſelbſt, der zu den beſten Kennern 
dieſes Problems gehört und in feiner Eigenſchaft als Mitleiter des 
Genfer Arbeitsamts die Situation in allen Ländern der Welt über⸗ 
blickt, iſt ſich weit mehr als die meiſten anderen ſeiner Landsleute 
der Tatſache bewußt, daß die Kriſe mit dem individvaliſtiſchen 
Prinzip nicht gelöſt werden kann. Infolgedeſſen weiſt er darauf hin, 
„die Erkenntnis, daß keine Stabiliſierungspläne imſtande ſind, 
technologiſche Freiſetzungen oder maſſenhafte Entlaſſungen in Zeiten 
der Depreſſion zu verhüten“, habe „die öffentliche Meinung ge⸗ 
zwungen, die Frage der Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit näher 
zu prüfen“. Noch bis vor kurzem, fo erklärt er, fei der bloße Ge- 
danke einer zwangsmäßigen ſtaatlichen Derficherung gegen Arbeits ⸗ 
loſigkeit in den Vereinigten Staaten allgemein auf Widerſpruch 
geſtoßen. Der Arbeitgeber habe eine derartige ſoziale Maßnahme als 
eine Beeinträchtigung ſeiner perſönlichen Freiheit zur Führung ſeiner 
Geſchäfte erklärt, aber auch in Arbeiterkreiſen habe man Furcht vor 
dem Derluft der Freiheit durch eine Derficherung empfunden. Der 
amerikaniſche Gewerkſchaftsbund hat deshalb noch 1950 die ſtaatliche 
Arbeitsloſenverſicherung bekämpft. Der Beſchluß des Senats ent- 
ſpricht alfo — das ſieht man aus den Jeſtſtellungen Butlers — der 
Volksmeinung. Trotzdem gehört Butler zu den Vorkämpfern des 


Gedankens der ſtaatlichen Verſicherung, die er für eine Lebensfrage 
erklärt, weil er glaubt, „daß die private Wohltätigkeit weder ein 
angemeſſenes noch ein befriedigendes Hilfsmittel bildet“. 


Das Buch Butlers verſucht, ausgerüſtet mit einer Fülle von 
Material, die Frage der amerikaniſchen Arbeitsloſigkeit von allen 
Seiten zu beleuchten. Er weiſt darauf hin, daß es auch in Amerika 
ſtets „normale“ Arbeitsloſigkeit gegeben habe, die ſich aber immer 
in mäßigen Grenzen hielt. Wenn jetzt die Arbeitsloſigkeit jo rapide 
geſtiegen fei, müſſe damit das erſte Gläubigerland und größte Export- 
land der Welt in den Brennpunkt der allgemeinen Krije geraten. 
Der amerikaniſche Gewerkſchaftsführer Me Gray äußerte kürzlich in 
einer Beſprechung, er ſchätze die Fahl der Arbeitsloſen in den Der- 
einigten Staaten auf 8,5 Millionen, zu denen noch 7,5 Millionen mit 
ſogenannter Arbeitsſtreckung kämen. Unterſtützt wür den 
heute ſchon 12 Millionen Arbeiter! 


Butler zeigt in ſeinem Buch, wie ſich in einer Reihe der wich⸗ 
tigſten Induſtriezweige der Vereinigten Staaten nach dem Kriege 
die Produktivität vermehrt hat, wie dort das Leiſtungsergebnis des 
Fabrikarbeiters durchſchnittlich um 34,5 v. Z. wuchs, während die 
Fahl der beſchäftigten Perſonen um 7,5 v. Z. abnahm. Am auf- 
fälligſten iſt der Fortſchritt in der Landwirtſchaft. Während man 1920 
erſt 246 000 Traktoren beſchäftigte, waren es 1929 bereits 853 000. 
Kein Wunder, daß die landwirtſchaftliche Kriſe die Induſtriekriſis 
noch an Schwere übertrifft. „Das Maſchinenzeitalter ſteht alſo im 
Begriff, die älteſte und konſervativſte aller Induſtrien umzuſtürzen 
und die Landflucht zu beſchleunigen.“ So kommt Butler in ſeiner 
Unterſuchung zu dem ſehr beachtenswerten Schluß: „Die Mechani⸗ 
ſierung und andere Formen der Rationalifation haben in den Der- 
einigten Staaten in den letzten Jahren ſo raſche Fortſchritte gemacht, 
daß die Frage aufgeworfen wurde, ob fie nicht eine dem Konfum 
vorauseilende Produktion verurſacht, durch Herabſetzung der in- 
duſtriellen Beſchäftigung gleichzeitig den Markt für Induſtrieprodukte 
eingeengt haben, und ob in der Tat die mechaniſche Der- 
vollkommnung nicht an einem toten punkt an- 
5 iſt, an dem ſie aufhört, wirtſchaftlich 
zu ſein.“ 


Die verſchiedenen Maßnahmen, die man in den Vereinigten 
Staaten in letzter Zeit zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit an⸗ 
gewandt hat, ſchildert vor allem Theodor Plaut, Profeſſor 
an der Hamburger Univerſität, in einer ausgezeichneten Studie, die 
ſoeben als erſtes Heft der „Sozialpolitiſchen Schriften des Forſchungs⸗ 
inſtitutes für Sozialwiſſenſchaften“ in Köln erſchienen iſt. Plaut, 
der als Gaſtprofeſſor im vorigen Jahre ſich monatelang in Amerika 
aufhielt, hatte dort Gelegenheit, diefe Frage eingehend aus eigener 
Anſchauung zu ſtudieren. Auch er iſt der Meinung Butlers, die 
liberal⸗demokratiſche Einſtellung des Amerikaners verlange, daß das 
Individuum aus eigener Kraft die geſellſchaftlichen Mißſtände ordne. 
Plaut erklärt, Hoover fei zwar ein Quäker, aber er gehöre nur noch 
dem Namen nach zu der religiöſen Geſellſchaft der Freunde, wenn 
er ſtets als ſichtbarſter Vertreter für die Verteidigung der privaten 
Initiative auftrete. Noch haben nach amerikaniſcher Auffaſſung, ſo 
betont Plaut, für die Erwerbsloſen der Reihe nach einzutreten: die 
Arbeitsgenoſſen, die Induſtrie und die privaten Wohltätigkeits⸗ 
anſtalten. Bisher find jedoch alle Verſuche, auf diefe Weiſe die 
Arbeitsloſigkeit zu beſeitigen, geſcheitert und haben zu einem Ein⸗ 
greifen der öffentlichen Hand geführt. So glaubt auch Plaut, daß 
alle bisherigen Wohlfahrtsmaßnahmen verſchwinden werden und der 
Rechtsanſpruch an ihre Stelle treten wird. Das fei nur auf Grund 
einer Verſicherung, und zwar der Swangsverſicherung 
möglich. = 

Dr. Kurt Zielenziger. 


Die Not der Stadt Steyr 


Steyr: das war ehemals der Inbegriff einer blühenden Jn- 
duſtrie. Seit dem frühen Mittelalter wurde hier das Roheiſen des 
ſteiriſchen Erzberges kunſtvoll verarbeitet. Was hier in den Eſſen 
und Hammerwerken erſtand — Senſen, Pflüge, irte, Meſſer, 
Waffen aller Art —, das hatte Weltruf und gab der kleinen ober- 
öſterreichiſchen Stadt im Handelsfreis des Südoſtens eine iber- 
ragende Bedeutung. Während des Weltkrieges waren die Steyr- 
Werke die Waffenſchmiede der öſterreichiſch⸗ungariſchen Armee, bes 
ſchäftigten über 15 000 Arbeiter. Auch im erſten Jahrzehnt des 
Friedens konnten fie — nach glücklicher Umſtellung auf Fahrrad» 
und Automobilfabrikation —, kaum geſchwächt, noch ihre Stellung 
behaupten. 


Da plötzlich trat durch die überſchwemmung des Marktes mit 
billigen ausländiſchen Maſſenfabrikation und infolge der allgemeinen 
Wirtſchaftskriſe ein kataſtrophaler Umſchwung ein. Was im Laufe 
von vielen Jahrhunderten der Fleiß einer kulturell hochſtehenden 
Bürgerſchicht geſchaffen, ward binnen weniger Monate vernichtet. 
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Ein Muſeum für jedermann / Don Dr. Max Osborn 


Das ift die große Frage für die moderne Kunftpflege: Wie 
machen wir es, daß unſere Muſeen, die aus öffentlichen Mitteln er- 
halten werden, auch wirklich der Gffentlichkeit, dem ganzen Volke 
dienen? Daß fie nicht nur eine Sache der Gelehrſamkeit, der 
Spezialkenner, engbegrenzter Publikumskreiſe bleiben d 

Am brennendſten iſt dieſe Frage für die Kunſtgewerbemuſeen. 
Denn ihr Beruf, ihr Programm ſollte es ja von vornherein ſein 
(als ſie vor einem halben Jahrhundert begründet wurden), auf die 
Maſſe der Werktätigen anfeuernd zu wirken. Statt deffen wurden 
ſie mehr und mehr zu Stapelplätzen kunſthandwerklicher Arbeit der 
Vergangenheit, wertvoll zum Studium der Kultur und der Stile 
früherer Zeiten, aber ohne Verbindung mit dem Leben der Gegen⸗ 
wart. Wie läßt ſich das ändern d 


Das Kunſtgewerbemuſeum der Stadt Köln hat 


jetzt eine mutige und in⸗ 
tereſſante Antwort ge⸗ 
funden. Sein Direktor 
Dr. Karl With hat 
die geſamten Beſtände, 
die auch hier nach der 
alten Methode in dich⸗ 
ter Fülle zuſammen⸗ 
gedrängt waren, aus⸗ 
geräumt und nach einem 
ſinnreich und klug er⸗ 
ſonnenen Syſtem neu 
geordnet. Was dabei 
zuſtande kam, iſt tat⸗ 
ſächlich etwas gänz⸗ 
lich Neuartiges, das 
heute ohne Beiſpiel da⸗ 
ſteht. Dr. With fragte 
nicht nach geſchicht⸗ 
lichen Darlegungen, 
ſondern nur danach: 
Wie kann ichden Dolfs- 
genoſſen von heute Be⸗ 
griff und Anſchauung 
von den Dingen geben, 
die menſchliche Geſchick⸗ 
lichkeit in unſeren Ta⸗ 
gen wie ſeit jeher zum 
Gebrauch und Schmuck 
formt? Als Grundlage 
bildete er eine Abtei⸗ 
lung, der er den Titel 
gab: „Werkſtoff 
und Verarbeitung“ — hier ſoll (dieſer Teil iſt noch nicht ge⸗ 
öffnet) dem Publikum gezeigt werden, welche Materialien, etwa 
Holz, Stein, Ton, Metall, immer wieder benutzt, und auf welche Weiſe 
ſie verarbeitet werden. Die Beſchauer ſollen lernen, wie die be⸗ 
ſondere Beſchaffenheit jedes Werkſtoffs zu einer beſtimmten, jedes⸗ 
mal verſchiedenen Art der Bearbeitung drängt — alſo z. B. der Ton 
zur Töpferei, das Holz zur Schnitzerei und Schreinerei. Auch das 
entſprechende Handwerfszeug foll vorgelegt werden. Auf Grund 
ſolcher Kenntniſſe wird der Muſeumsbeſucher dann weitergeführt. 
In der zweiten Abteilung, die bereits vollſtändig aufgebaut iſt, 
hören wir von „Fweck und Form“. Wir werden angeleitet, zu 
verſtehen, wie nun die praktiſche Brauchbarkeit jedes Geräts ſeine 
Geſtaltung aus dem Werkſtoff hervorruft, Handfertigfeit verbindet 
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Zu allen Zeiten wurden Gefäße in Form von Tieren hergeſtellt 
Eule aus Nürnberg um 1540; Japan 18. Jahrhundert; Siegburg (Rheinland) 1600 gen 


Steyr: heute eine erſchütternde Mahnung an das Weltgewiſſen. 
Die Werke, von denen mittelbar die ganze Stadt lebt, haben nur 
noch für 1800 Menſchen Arbeit. Die Stadtverwaltung kann ihren 
geſetzlichen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen. Die Hälfte der 
22 000 Einwohner zählenden Bevölkerung lebt lediglich von 
Almoſen. Es iſt erwieſen, daß kaum ein Fünftel der Familien ſich 
ſatteſſen kann. 

In den Straßen ſieht man faſt nur Bettler und hungernde 
Kinder, die gleich jeden Fremden umdrängen. Die vier Verſorgungs⸗ 
häufer konnten nur einige Hunderte der Allerärmſten aufnehmen. 
Die meiſten Arbeitsloſen wohnen in Holzbaracken ohne Licht und 
Heizung, vielföpfige Familien oft in einem einzigen engen Raum. 
Tuberkuloſe und Rachitis nehmen erſchreckend zu. Man gewinnt den 
Eindruck einer ſterbenden Stadt. 

Der Bund hat nun trotz der traurigen Geſamtlage Öfterreichs 
eine großzügige Hilfsaktion unternommen. Es iſt zu hoffen, daß 
er für die nächſte Zeit das Schlimmſte abwenden kann. Aber eine 
Geſundung der Derhältniffe wird nur möglich fein, wenn die durch 
die Friedensverträge erzwungene Iſolierung Gſterreichs beſeitigt und 
eine naturgemäße Verbindung hergeſtellt wird. 

Florian Kienzl. 


fih mit formender Phantafie, um dem Gegenſtand feine Sweckmäßig⸗ 
keit und damit ſeinen Sinn zu geben. Wir verfolgen, wie z. B. der 
Topf zunächſt, und immer wieder im Verlauf der Jahrhunderte und 
Jahrtauſende, ein einfaches, rundkugeliges Gefäß wird, oder wie er 
durch Abwandlungen dieſer Grundgeſtalt, mit langem Hals, mit 
nach unten oder oben verſchobenen Bauchungen, mit Benkeln und 
Griffen zu mannigfachen Formungen kommt. Wir werden belehrt, 
wie die ſchlichte hölzerne Kiſte primitiver Völker oder heutiger 
Naturvölker ſich zur eiſenbeſchlagenen Truhe und zum behäbigen 
Schrank entwickelt. Wie für Büchſen und Schachteln, für Körbe, 
Eimer, Keſſel und ſonſtige „Aufbewahrungsgeräte“ gleichfalls be⸗ 
ſtimmte Formtypen durch alle Zeiten gehen. Nebeneinander werden 
als Beiſpiele erleſene Stücke zwanglos aufgereiht, wie ſie in Oſt⸗ 
aſien oder Agypten, im frühen Mittelalter oder um 1930 entſtanden. 
nn ZZ S Ahnlich ſoll von den 
5 ee . anderen Sweckgattun⸗ 
gen berichtet werden, 
vom Trinkgerät, Eß⸗ 
gerät, Wohngerät. 
Dann folgt eine 
dritte Abteilung, die 
ſich „Farbe und 
rnament“ nennt 
und darlegt, wie man, 
einſt und heute, durch 
koloriſtiſche Behand- 
lung oder aufgemalte, 
eingeritzte, plaſtiſch an⸗ 
gefügte ſchmückende 
Sutaten den Ausdruck 
der Geräte bereichert. 
Auf ſolche Weiſe iſt 
ein umfaſſendes UAn- 
ſchauungs⸗ und Lehr- 
mittel erſten Ranges 
für weiteſte Kreiſe 
geſchaffen. Derjenige, 
der ſich berufsmäßig 
mit dem weiten Auf⸗ 
gabenkreis der an⸗ 
gewandten Kunſt be⸗ 
ſchäftigt, erhält für 
feine Tätigkeit an aus- 
gewählten Exemplaren 
die ſchönſten Anregun⸗ 
und Dorbilder 
(nicht Vorlagen), an 
denen ſich ſein Auge, ſein Formſinn, ſeine Erfindungskraft bilden 
und üben können. Der Laie aber lernt den einfachen und tiefen 
Sinn all dieſer Arbeit von Grund aus verſtehen und würdigen. 
Man fieht: So etwas gab es bisher nicht. Sorgſame und aus- 
führliche Beſchriftungen an den wänden und jedem einzelnen Stück 
tragen überdies dazu bei, daß jeder den Rundgang wahrhaft mit 
dauerndem Gewinn abſchließt. Die freie, klare, gleichſam helle, 
lichtdurchläſſige Aufſtellung der Einzelſtücke und der Gruppen in 
modernem Geſchmack macht die Belehrung zugleich zum Genuß. Es 
iſt eine revolutionäre Tat, die in Köln das alte eingefrorene 
Muſeumsſchema durchbrochen hat. Kein Zweifel, fie wird ein 
Alarmruf fein, allenthalben die Herrichtung unſerer Kunſtſamm⸗ 
lungen neu zu durchdenken und zu reformieren. 
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cher, Seeckt. Von Dr. 
Heinz Brauweiler. 75 S. 

RM. Tell Verlag, 
Berlin. 1932. 


Die Urſachen des Ge⸗ 
5 , Sulin im euro⸗ 
8 ulturkreis. Von 

Roderich v. Ungern⸗ 
Steruderg. (Veröffent⸗ 
lichungen aus dem Ge⸗ 
biete der Medizinalver⸗ 
re XXXVI. 

Heft.) 319 ©. Preis 
gi“ 9,80. 1932. Verlags⸗ 
buhhanblung von Richard 
Schoetz, Berlin. 


Der Ruf unſerer a 

nach Menſchwerdung. 
deutſche Schickſalsfrage im 
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Von i Pig off 
152 Preig: AM. 
1932. Leopold Klotz Verlag. 
Gotha. 
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Reichs⸗Herbergsverzeich⸗ 
nis 1932. 20. Ausgabe. 
465 Seiten. Herausgegeben 
vom Reichsverband für 
Deutſche F 
Verlags ⸗ Abteilung, il⸗ 
chenbach in Weſtfa en. 


Preis 90 Pig 
(Schriften zur 
Revolution der Welt⸗ nn Herausgegeben von 
Von Leo Haug- Dr. Georg Schreiber. 
S. mit neun Since RN 32. 1105 
Schaubildern. Preis: Geh. 26 S. Pre 1 
8 Leinen 6,40 RM. 1932. Gibe Verlag. Abl. 
Hirth G. m. b. H., München. 


Verlag Knorr & 
Die Wahrheit über Repa⸗ 
rationen und Kriegsſchul⸗ 

Flottenabrüſtung, Kriegs⸗ 
ächtung und Revilion. Von 


den. Von Right Hon. 
David Lloyd George. 
Karl 8 103 
Preis: kart. 1 RM. 1932. 


Deutſch von Edgar von 
Schmidt ⸗ Pauli. 196 S 

Verlag Arbeitsausſchuß 

Deutſcher Verbände, Berlin. 


Chriftentum und Ab- 
rüſtung. Von Prälat Uni⸗ 
verfitätsprofefjor Dr. Ge Georg 


Schreiber, 
Vn den 


Preis: 4, RM. Verlag 


für Kulturpolitik, Berlin. 


Dampfwäscherei Alfred Maslaleck 
Berlin-Cöpenick / Müggelhemerstraße 46 


Telefon: F4 Cöpenick 0867 


Trocknet im Freien 


Rasenbleiche Rasenbleiche 


Landaufenthalt 
Schöne Fremdenzimmer, 
Das Bett RM. 90.— bis 
RM. 1.— bei Frau Senzi Rees, 
Sonthofen (Bayr. Allgäu) 


Oberstdorfer Straße 8, 
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= en 
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noch keine Kamera besitzen? 


Denken Sie an den Sommer, an die 
Reise und Wanderzeit! — — 


Schon für: Agfa: 
Rollfilm- Kamera 6x9, 
5,6 Optik (Selbstauslöser) 


„Neuestes Modell“ 
RM 52 


RM 12,75 


die neue Zeiss-Ikon Box 
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Billigster Betrieb. 


„EHO“ Schüler- Kamera 
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16 Aufnahmen 
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Außerdem günstige Gelegenheiten 


DEUTSCHER LICHTBILDDIENST GMBH 


BERLIN W 35 POTSDAMER STRASSE 41 


Band. |. 


Streng vertroulich ohne Anzahlung gegen 
9 Monote Ziel und monatliche Roten 

Erste Rote 1 Monat noch Lieferung 

Jedes Bett wird nach getroffener Wahl für 
jeden Kunden besonders angetertiot 
Minderwertige Ware führen wir nicht 

Auch Sie werden bestimmt unser Kunde 
Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste 
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Trierer - Str. 13 


G rößtes Spezialgeschäft 


Musterlager Köln 
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Bestätigung: 


1.Über 400000 Kunden 
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2.Über 100000 Kunden 
haben zum 2.Mal 
u. öft. nachbest 


Korbmöbel ab Fabrik 


Franko-Liefe- 
rung. Anzahlungserleichterung. Schlager: 
3teilige Polstergarnitur RM 27.90. 
Reichhaltiger Katalog gratis. 
Korbmöbelfabrik Böhm 
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Teilzahlung bis 10 Monate. 


Poisterarbeiten 


Neuanfertigung / Modernisieren, 
Aufarbeiten / der Zeit entsprechende 
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Ponsong + Berlin SO 
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Wer mitreden will 


über Reparationen, Abrüstung, Korridor, Kolo- 
nien usw. über Arbeitslosigkeit, Kapitalzins, 
Auslandskredite usw. der gewinnt rasch 
Klarheit und Überlegenheit 


durch das neue Buch 


Die Krankheit 
duropas 


Handbuch der deutschen 


Freiheitspolitik 


von Dr. F. W. Bitter und Dr. A. Zelle 


316 Seiten, mit Bildern, Tabellen, Nachschlageregister 
„Es gibt nicht viele solcher brauchbaren Bücher““ 
(Vossische Zeitung) 


„Eine der wichtigsten und empfehlenswerten Arbeiten““ 
(Hamburger Fremdenblatt) 


„Sedrängt, aber inhaltsreich . 


.. .« klar und knapp" 


(Germania) 


„Sollte zum eisernen Bestand aller politischen Arbeits- 
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Bezieher des ‚‚Heimatdienstes‘‘ wird die wertvolle Schrift zum 
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Versandspesen abgegeben. 


Da nur eine verhältnismäßig kleine Anzahl Exemplare für diesen 
Zweck zur Verfügung steht, empfiehlt es sich, Bestellungen um- 
gehend unter gleichzeitiger Überweisung des Betrages einzu- 


reichen an den 


Zentralschriftenvertrieb G.m.b.H. 


Berlin W 35 


Potsdamer Straße 41 


Postscheckkonto Berlin Nr. 102383 


145 


Der Heimatdienft 


ÖLGEMAÄLDE 
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von Mk.25,— an. 8 Tage zur Ansicht 
Über 10000 zufriedene Kunden. Für Mitglieder 
10% od. Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag 
bis 12 Monate. Besichtigen Sie unverbindlich 


Bei festi. Gelegenheiten 
will man einen gut. Mosel- 
wein in Ehren genießen. 
Wir liefern unsere be- 
rühmt. Standardmarken 
auf direktem Wege, da- 
her größte Ersparnisse. 
Probe u. Sort.-Verzeichn. 
geg.d. Inserat kostenlos. 


unsere Ausstellung oder verlangen Sie photo- | Weinkellereien 
graphische Abbildungen Nr. 110. F. & W. Schmitgen 
Versand nach allen Plätzen Deutschlands. | Berncastel60 (Mosel) 


„Der Kunstkreis‘ G. m. b. H. 
Verkaufsstelle d. Deutschen Maler-Gilde e.V. 
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haus. Geschäf 7. Tel. Kupfergr.4048 = 
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d ter iten Tas 
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Dekorative Raumkunst i 

NMERRIAIERLENLLDEFRBEKERARTIRKODRKDRORIKERAKKUARBIKABILEIRDIKGSSRIRLERRURKEDERLIRARKRESIELRKGEDLEIEREKDRSNKOBREKKAHAAHLALLN Heimatdienst 
Wohn- und Geschäftsräume — 
Spez.: Treppenflure, Fassaden Sie sorgen dadurch 


Sediegene Wertarbeit, für staatsbürgerliche 
aber ällerbilligste Preise! Aufklärung. 
Auch Zahlungserleichterung. Schreiben Sie Adressen 


Malerei Werkstätten Woldt von Interessenten an 


Neukölln, Hermannstraße 16 
Anruf: F2, Neukölln, 2295. Zentralverlag b.. UU. 
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Neuauilagen und Neuerscheinungen ! - 
Unentbehrlicı für jeden politisch Tätigen 


Dr. Wilh. Ziegler, Einführung in die Politik. 
Mit 46 Kartenbeigaben. 2. Aufl.1929. 816 Seiten 
geb. RM 9.—, geh. RM 7.20 


Wer ehrlich in der Politik mitreden und mitwirken will, muß dieses 
lebendige und anschauliche Buch gelesen und studiert haben. 


Dr. Fritz Wertheimer e Von deutschen 
Parteien und Parteiführern im Auslande 
1927. 2. erweiterte Auflage 1931, geb. RM 10.80, geh. RM 9.— 


Darstellung des Deutschtums in Politik und Parlamenten des Auslandes 
sowie der politisch-parlamentarischen Lage der Parteien. 


Dr. Hugo Grothe e Die Deutschen in Übersee 


Eine Skizze ihres Werdens, ihrer Verbreitung und kulturellen Arbeit 
1932, 320 Seiten, 19 mehrfarbige Karten, geb. RM 12.—, geh. RM 10.— 


Wertvolle Fingerweise für eine nationale Arbeit im Auslandsdeutschtum 


Oberregierungsrat Dr. Wilhelm Ziegler 


Geschichte der Nationalversammlung 1919 


(Das Werk von Weimar) Erscheint demnächst. (Vorbestellpreis 
RM 12.—) 


Weltpolitische Bücherei 


vermittelt Kenntnisse und Erkenntnisse der Weltpolitik 
und der Weltwirtschaft. Anschaulich, wissenschaftlich, N 
aktuell, billig! ; 


Band 25: W. Geisler, Australien u. Ozeanien . 3,— RM 
Band 26: Fr. Hesse, Persien, Entwicklung und 
Segen att RM 
Im Monat Mai erscheint: 
Zentralverlag e G. m. b. H. e Berlin W 35 Doppelband 27/28: Schwendemann, Frankreich 5,60 RM 
Potsdamer Straße 41 Illustrierter Sonderprospekt kostenlos 


Zentral-Verlag G.m.b.H. e Berlin W35 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preſſegeſetz: miniſterialrat Dr. Strahl, Berlin⸗Grunewald. — Für den Anzeigenteil: Hugo Weiße, Berlin⸗Neukölln. 
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Bis jetzt 25 Bände zum Preise von RM 1.60 bis RM 3.— 


Verlangen Sie Sonderprospekte der „Weltpolitischen Bücherei“ 
oder den Verlagskatalog kostenlos. 


